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B E S C H L U S S P R O T O K O L L 
 

zur 11. öffentlichen Sitzung 

der Stadtverordnetenversammlung 
 
 

 
 
 
 
Sitzungstag : 12.09.2017 
 
Sitzungsort : im Kultur- und Sportforum Dortelweil (Saal) 
 
Sitzungsdauer : Beginn: 18:05 Uhr – Ende: 21:33 Uhr 
 
Unterbrechungen : 18:36 Uhr – 18:38; 19:26 Uhr – 19:30 Uhr;  
  19:50 Uhr – 20:05 Uhr 
 
 
Die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung waren durch Einladung vom 24.08.2017 - 
unter Angabe der zu behandelnden Tagesordnungspunkte - einberufen worden. 
 
Einwände gegen die ordnungsgemäße Ladung wurden nicht erhoben. 
 
Sitzungsort, Sitzungstag, Sitzungsbeginn sowie die Tagesordnung wurden im amtlichen  
Bekanntmachungsorgan der Stadt Bad Vilbel am 31.08.2017 veröffentlicht. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung war nach der Anzahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig (s. Anwesenheitsliste Seite 99). 
 
Die Tagesordnung (Seiten 101 bis 102) wurde geändert (siehe Seite 102). 
 
Über sämtliche Tagesordnungspunkte wurde in öffentlicher Sitzung verhandelt. 
 
Für diese Sitzung der Stadtverordnetenversammlung enthalten die Seiten 98 bis 110 
Beratungsergebnisse und Beschlüsse. 
 
 
 
 
Herbert Anders Christian Lenz  
Stadtverordnetenvorsteher Schriftführer 
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A n w e s e n h e i t s l i s t e : Mitgliederzahl: 45 
 
 Fraktionsstärke: 
 
a) stimmberechtigt: 
 
 
CDU         22 Stadtverordnete 
 
Althoff, Klaus  
Anders, Herbert +++) 
Barakat, Saadallah  
Bender, Rolf  
Cleve, Kerstin  
Cordes, Manuel  
Hager, Silke  
Jungekrüger, Denise  
Junker, Oliver  
Kiessl, Brigitte  
Liebermeister, Kurt ++) 
Lotz, Edwin  
Schäfer, Karl Peter  
Schenk-Motzko, Beatrice  
Stockbauer, Iris  
Unger, Yvette  
Utter, Irene +) 
Utter, Tobias  
Völker, Jens  
Dr. Witzel, Hagen Roland  
Zander, Bastian  
 
SPD         10 Stadtverordnete 
 
André, Lucia  
Arabin, Klaus  
Fuhrmann, Mirjam  
Hauer, Carsten ++) 
Koci, Katja ab TOP 7 
Kühl, Christian +) 
Lochmann, Walter  
Tahmassebi-Hack, Tanja  
Yönter, Isil  
 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN        7 Stadtverordnete 
 
Anders, Kathrin  
Breest, Clemens ++) 
Mallmann, Ralph  
Matthias, Jens +) 
Nuhn, Sascha  
Paul, Peter  
 
FDP           3 Stadtverordnete 
 
Dauterich, Ottmar  
Hahn, Jörg-Uwe +) ++) 
Reimann, Thomas  
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FREIE WÄHLER         3 Stadtverordnete 
 
Biere, Raimo +) 
Gecks, Martin ++) 
Kirstein-Biere, Daniela  
 
 
+)   Fraktionsvorsitzende/r 
++)  stellv. Stadtverordnetenvorsteher 
+++)  Stadtverordnetenvorsteher 
 
b) nicht stimmberechtigt: 
 
vom Magistrat: Bürgermeister Dr Stöhr, Thomas 
 Erster Stadtrat Wysocki, Sebastian 
 Stadträtin Foege, Christine  
 Stadtrat Landgrebe, Udo 
 
von der Verwaltung: FBL Steinhuber-Honus, Petra 
 VA Schwander, Yannick 
 VBW Lenz, Christian - Schriftführer - 
 
 
c) es fehlten: 
 
CDU   Cleve, Andreas 
SPD   Wolf, Michael 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN  Peters, Jana 
 
 
Presse: 3 Zuhörer:  ca. 60 
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TAGESORDNUNG 

 
 
 

1. Mitteilungen  
a) des Stadtverordnetenvorstehers  
b) des Magistrats 

  

 
 

2. Bestellung eines Prüfers für den Jahresabschluss 2017 des 
Eigenbetriebs Stadtwerke Bad Vilbel 

2017/111  

 
 

3. Jahresabschluss 2016 des Eigenbetriebs Stadtwerke Bad 
Vilbel 

2017/112  

 
 

4. Beschluss einer Gestaltungssatzung für Werbeanlagen 2017/141  
 
 

5. Bürgschaft für den Tennis-Club Heilsberg e.V. i.H.v. 
75.000,00 Euro; 
Änderungen der Bürgschaftsbedingungen 

2017/142  

 
 

6. 9. Änderung des Bebauungsplanes "Krebsschere" in Bad 
Vilbel, Gemarkung Bad Vilbel nach dem Baugesetzbuch 
(BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB und  
        frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3   
        Absatz 1 BauGB und der Behörden und Träger  
        öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

2017/153  

 
 

7. Aufstellung des Bebauungsplanes "Berkersheimer Weg" in 
Bad Vilbel, Gemarkung Bad Vilbel nach dem Baugesetzbuch 
(BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im  
        beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

2017/145  

 
 

8. 1. Änderung des Bebauungsplanes "Carl-Schurz-Siedlung" 
in Bad Vilbel, Gemarkung  Bad Vilbel nach dem 
Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im   
        beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

2017/147  

 
 

9. Aufstellung des Bebauungsplanes "Auf der Scheer", 3. 
Änderung in Bad Vilbel - Dortelweil, Gemarkung Dortelweil; 
nach dem Baugesetzbuch (BauGB) im beschleunigten 
Verfahren (§ 13a BauGB) 

  

 
 

 a) Beschlussfassung über die fristgerecht vorgebrachten  
    Stellungnahmen mit Anregungen gem. §§ 3 (2) und 4 (2)  
    BauGB sowie gem. § 4a (3) BauGB zur förmlichen  
    Beteiligung und erneuten eingeschränkten Beteiligung 
    der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger    
    öffentlicher Belange 

2017/103  

 
 

 b) Beschlussfassung als Satzung gemäß §10 BauGB 2017/104  
 
 

10. Aufstellung des Bebauungsplanes "Lehnfurther Weg" in Bad 
Vilbel, Gemarkung Dortelweil nach dem Baugesetzbuch 
(BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im  
        beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB 

2017/144  
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11. 11. Änderung des Bebauungsplanes "Dortelweil West" in 
Bad Vilbel, Gemarkung Dortelweil nach dem Baugesetzbuch 
(BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im  
        beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

2017/146  

 
 

12. 1. Änderung des Bebauungsplanes "Auf dem Harheimer 
Weg" in Bad Vilbel, Gemarkung Massenheim nach dem 
Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im   
        beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB 

2017/151  

 
 

13. Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vom 21.08.2017 - 27/17 
betr. Nachpflanzungen auf dem Niederberg 

  

 
 

14. Antrag der SPD-Fraktion vom 22.08.2017 - 26/17 
betr. Schulschwimmen sichern 

  

 
 

15. Antrag der SPD-Fraktion vom 22.08.2017 - 27/17 
betr. Beschaffung von mobilen Fahrradabstellplätzen 

  

 
 

16. Antrag der SPD-Fraktion vom 22.08.2017 - 28/17 
betr. Flüchtlingssituation in Bad Vilbel 

  

 
 

17. Antrag der SPD-Fraktion vom 22.08.2017 - 29/17 
betr. Bereitstellung von Wohnbaugrundstücken für die GBW 

  

 

 
 
Ende der Tagesordnung 
 
Änderung der Tagesordnung: 
 
Die Tagesordnungspunkte 2, 3 und 5 wurden in die Tagesordnung A überführt. 
 
Die Tagesordnungspunkte 7, 8, 10 und 12 wurden gemeinsam behandelt.  
 
Stadtverordnetenvorsteher Anders teilte die im Haupt- und Finanzausschuss gemeinsam 
geänderten Redezeiten zu den Tagesordnungspunkten mit: 
 
Die Tagesordnungspunkte 7, 8, 10 und 12 werden gemeinsam mit einer Gesamtredezeit von 
120 Minuten diskutiert.  
 
Die Redezeiten zu den restlichen Tagesordnungspunkten wurden wie folgt festgelegt: 
 
   TOP 4   30 Minuten 
   TOP 6  30 Minuten 
   TOP 9  40 Minuten 
   TOP 11 30 Minuten 
   TOP 13 50 Minuten 
   TOP 14 40 Minuten 
   TOP 15 40 Minuten 
   TOP 16 40 Minuten 
   TOP 17 40 Minuten 
 
Einwände gegen die Änderungen wurden nicht erhoben. 
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TOP 1. Mitteilungen  
 a) des Stadtverordnetenvorstehers  
 b) des Magistrats 
 
zu a)    Stadtverordnetenvorsteher Anders (CDU) begrüßte Frau Daniela Kirstein-Biere  
     (FW) sowie Frau Kerstin Cleve (CDU) als neue Mitglieder der Stadtverordneten-  
    versammlung. Frau Kirstein-Biere rückt für Herrn Christian Möcker (FW) nach. Frau  
     Kirstein-Biere wird die FW-Fraktion auch im Sozialausschuss vertreten. 
    Frau Cleve rückt für Herrn Dominik Schäfer (CDU) in die Stadtverordneten-  
    versammlung nach. Für Herrn Dominik Schäfer (CDU) wird Herr Oliver Junker 
    (CDU) für die Betriebskommission benannt. 
 
    Der Stadtverordnetenvorsteher informierte über eine geplante, gemeinsame     
    Sitzung des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses sowie des Haupt- und  
    Finanzausschusses am 05. Oktober 2017. Weiterhin ist für den 10. Oktober 2017  
    eine Sondersitzung der Stadtverordnetenversammlung geplant. Als einziger Tages- 
    ordnungspunkt für beide Termine ist die Vergabe des Umbaus des Kurhauses  
    geplant. 
 
    Stadtverordnetenvorsteher Anders informierte die Stadtverordnetenversammlung  
    über die Ergebnisse der Sitzung des Ältestenrats vom 17.08.2017. Künftig wird der  
    Stadtverordnetenvorsteher der sprechenden Fraktion 2 Minuten vor dem Ende der  
    Gesamtredezeit der Fraktion einen Hinweis geben. Die in der Einladung zur Stadt- 
    verordnetenversammlung durch den Stadtverordnetenvorsteher vorgeschlagenen  
    Redezeiten zu den einzelnen Tagesordnungspunkten werden künftig im Haupt- und  
    Finanzausschuss besprochen und ggf. einvernehmlich geändert. Es wurde  
    einstimmig beschlossen, die Testphase des Redezeitenmodells bis zur Sommer- 
    pause 2018 fortzuführen. 
 
zu b)    Bürgermeister Dr. Stöhr (CDU) teilte mit, dass am heutigen Tage eine Delegation  
    der Stadt Bad Vilbel die Bewerbung zur Ausrichtung des Hessentages 2020 in der  
    Staatskanzlei in Wiesbaden übergeben hat. 
 
    Bürgermeister Dr. Stöhr informierte die Mitglieder der Stadtverordneten- 
    versammlung über fünf vom Magistrat gefasste Beschlüsse nach § 100 Hessische 
    Gemeindeordnung (HGO). Der Magistrat beschloss im Wege der Drittelfinanzierung  
    die Bezuschussung des Kleingärtnervereins Bad Vilbel e.V., der Arbeiterwohlfahrt  
    Bad Vilbel e.V. und des FV Bad Vilbel zu den Investitionen für vereinseigene Bau- 
    maßnahmen. Des Weiteren beschloss der Magistrat im Wege der Drittel- 
    finanzierung die Bezuschussung der Ev. Kirchengemeinde Gronau für die  
    Restaurierung des Ehrenmals an der Kirche. Der Magistrat genehmigte die  
    Vergabe für die Anschaffung von 7 USV-Geräten für die Serverräume des  
    Rathauses. Für den Austausch der Heizungsleitungen in 3 Gruppenräumen und  
    den WC-Räumen der Kita der kath. Kirche St. Nikolaus wurde ein städtischer Anteil  
    übernommen. Der Magistrat genehmigte die Anschaffung der Weihnachts- 
    beleuchtung für den Bereich der Neuen Mitte. 
 
    Die im Haupt- und Finanzausschuss offengebliebene Frage von Stv. Kühl (SPD)  
    wurde beantwortet. 
 
 
Tagesordnung A: 
 

TOP 2. Bestellung eines Prüfers für den Jahresabschluss 2017 des Eigenbetriebs 
Stadtwerke Bad Vilbel 
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Die Stadtverordnetenversammlung fasste folgenden Beschluss: 

 
„Die Stadtverordnetenversammlung bestellt auf Vorschlag der Betriebskommission des 

Eigenbetriebs Stadtwerke Bad Vilbel die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Schüllermann & 

Partner AG, Dreieich, als Jahresabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2017.“ 

 
Abstimmungsergebnis: 
 
- e i n s t i m m i g (41) - 
 
 

TOP 3. Jahresabschluss 2016 des Eigenbetriebs Stadtwerke Bad Vilbel 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasste folgenden Beschluss: 

 
„Gem. § 5 Nr. 11 des Hess. Eigenbetriebsgesetzes vom 9. Juni 1989 (GVBl. I S. 154), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 14.07.2016 (GVBl. S. 121), obliegt der 
Stadtverordnetenversammlung die Feststellung des Jahresabschlusses und die 
Beschlussfassung über die Verwendung des Jahresgewinns oder die Behandlung des 
Jahresverlustes sowie über den Ausgleich von Verlustvorträgen. 
 
Der Stadtverordnetenversammlung wird folgender Beschlussvorschlag unterbreitet: 
 

1. Der Jahresabschluss 2016 mit einer Bilanzsumme i.H.v. 87.035.202,56 Euro sowie 
der Jahresabschlussbericht/Lagebericht werden festgestellt. Analog § 51 Nr. 9 HGO 
wird mit dieser Feststellung die Betriebsleitung des Eigenbetriebs Stadtwerke Bad 
Vilbel für das Jahr 2016 entlastet. 
 

2. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Gewinn i.H.v. 273.798,21 Euro, 
der dem Eigenbetrieb Stadtwerke Bad Vilbel aus der Bruchteilsgemeinschaft 
Europäische Schule RheinMain (BTG ESRM) zugerechnet wird, aus dem 
Sondervermögen an die Stadt Bad Vilbel zu überführen. Die Auszahlung erfolgt am 
29.09.2017.“ 

 
Abstimmungsergebnis: 
 
- e i n s t i m m i g (41) - 
 
 

TOP 5. Bürgschaft für den Tennis-Club Heilsberg e.V. i.H.v. 75.000,00 Euro; 
Änderungen der Bürgschaftsbedingungen 

 
Die Stadtverordnetenversammlung fasste folgenden Beschluss: 

 
„Die Stadtverordnetenversammlung genehmigt die Übernahme der Ausfallbürgschaft für den 
Tennisclub Heilsberg e.V. über 75.000,00 Euro mit den veränderten 
Bürgschaftsbedingungen.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
- e i n s t i m m i g (41) - 
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Tagesordnung B: 

 

TOP 4. Beschluss einer Gestaltungssatzung für Werbeanlagen (Anlage 1) 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasste folgenden Beschluss: 

 
 „Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den beigefügten Entwurf einer 
Gestaltungssatzung für Werbeanlagen als Satzung.“ 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
- e i n s t i m m i g (41) - 
 
 

TOP 6. 9. Änderung des Bebauungsplanes "Krebsschere" in Bad Vilbel, Gemarkung 
Bad Vilbel nach dem Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB und frühzeitige  

          Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
   § 3 Absatz 1 BauGB und der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
   gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 
Stv. Kühl (SPD) stellte den Antrag zur Geschäftsordnung auf Sitzungsunterbrechung. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasste folgenden Beschluss: 

 
 „1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 BauGB die 9. Änderung des 
Bebauungsplanes  "Krebsschere" in Bad Vilbel, Gemarkung Bad Vilbel. Der Geltungsbereich 
ist auf dem beigefügten Plan (Anlage 2) zeichnerisch dargestellt.  
2. a) Durchführung einer Öffentlichkeitsveranstaltung nach § 3 (1) BauGB. 
    b) Anschließend besteht die Möglichkeit auf die Dauer von zwei Wochen während der   

Dienststunden beim FD Planung- und Stadtentwicklung im Rathaus, Am Sonnenplatz 
1, 2. OG, vorzusprechen. Im Rahmen der Öffentlichkeitsveranstaltung und der 
anschließenden zwei Wochen wird über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung sowie ihrer Auswirkungen unterrichtet werden; es wird auch Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung gegeben. 

    c) An die Unterrichtung und Erörterung schließt sich das Verfahren nach § 3 (2) BauGB 
auch an, wenn die Erörterung zu einer Änderung der Planung führt. 

3. a) Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 (1) BauGB. 
    b) An die Beteiligung schließt sich das Verfahren nach § 4 (2) BauGB auch an, wenn die  
        Erörterung zu einer Änderung der Planung führt.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
- e i n s t i m m i g (41) - 
 
 

TOP 7. Aufstellung des Bebauungsplanes "Berkersheimer Weg" in Bad Vilbel, 
Gemarkung Bad Vilbel nach dem Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im beschleunigten   

     Verfahren nach § 13a BauGB 
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Stv. Kühl (SPD) legte einen Ergänzungsantrag (Anlage 3) vor. 
Stv. Frau Utter (CDU) stellte den Antrag zur Geschäftsordnung auf Sitzungsunterbrechung. 
 
Der Ergänzungsantrag wurde - e i n s t i m m i g (41) - angenommen. 
Die Stadtverordnetenversammlung fasste folgenden Beschluss: 

 
 „Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 BauGB die Aufstellung des 
Bebauungsplanes "Berkersheimer  Weg" in Bad Vilbel, Gemarkung Bad Vilbel im 
beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB. Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten 
Plan (Anlage 4) zeichnerisch dargestellt und umfasst Flächen westlich des Berkersheimer 
Weges.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
- einstimmig (41) - 
 
 

TOP 8. 1. Änderung des Bebauungsplanes "Carl-Schurz-Siedlung" in Bad Vilbel, 
Gemarkung  Bad Vilbel nach dem Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB 

 
Stv. Kühl (SPD) legte einen Ergänzungsantrag (Anlage 5) vor. 
 
Der Ergänzungsantrag wurde abgelehnt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:  SPD-Fraktion, Fraktion-GRÜNE     15 Stimmen 
dagegen: CDU-, FDP-, FW-Fraktion      26 Stimmen 
Enthaltung: keine 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasste folgenden Beschluss: 

 
 „Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 BauGB die Aufstellung der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes "Carl-Schurz-Siedlung" in Bad Vilbel, Gemarkung Bad 
Vilbel im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB. Der Geltungsbereich ist auf dem 
beigefügten Plan (Anlage 6) zeichnerisch dargestellt und umfasst Flächen südlich der 
Steubenstraße.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:  CDU-, SPD-, FDP-, FW-Fraktion      35 Stimmen 
dagegen: Fraktion-GRÜNE         6 Stimmen 
Enthaltung: keine 
 
 

TOP 10. Aufstellung des Bebauungsplanes "Lehnfurther Weg" in Bad Vilbel, 
Gemarkung Dortelweil nach dem Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im beschleunigten    

    Verfahren nach § 13b BauGB 
 
Stv. Kühl (SPD) legte einen Ergänzungsantrag (Anlage 7) vor. 
 
Der Ergänzungsantrag wurde - e i n s t i m m i g (41) - angenommen. 
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„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 BauGB die Aufstellung des 
Bebauungsplanes "Lehnfurther Weg" in Bad Vilbel, Gemarkung Dortelweil im beschleunigten 
Verfahren nach § 13 b BauGB. Die Bauleitplanung erfordert keine Umweltprüfung i.S. des § 
2 Abs. 4 BauGB, da es sich um ein Gebiet handelt, in dem die die Zulässigkeit von 
Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im Zusammenhang bebaute 
Ortsteile anschließen. Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Plan (Anlage 8) 
zeichnerisch dargestellt und umfasst Flächen nördlich des Lehnfurther Weges.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
- e i n s t i m m i g (41) - 
 
 
TOP 12. 1. Änderung des Bebauungsplanes "Auf dem Harheimer Weg" in Bad Vilbel, 

Gemarkung Massenheim nach dem Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im beschleunigten  

       Verfahren nach § 13b BauGB 
 
Stv. Kühl (SPD) legte einen Ergänzungsantrag (Anlage 9) vor. 
 
Der Ergänzungsantrag wurde angenommen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:  CDU-, SPD-, FDP-, FW-Fraktion, Fraktion-GRÜNE   40 Stimmen 
dagegen: keine 
Enthaltung: Stv. Paul (GRÜNE)         1 Stimme 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasste folgenden Beschluss: 

 
„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 1.Änderung 
des Bebauungsplanes „Auf dem Harheimer Weg“ in Bad Vilbel, Gemarkung Massenheim im 
beschleunigten Verfahren nach § 13 b. Die Bauleitplanung erfordert keine Umweltprüfung 
i.S. des § 2 Abs. 4 BauGB, da es sich um ein Gebiet handelt, in dem die die Zulässigkeit von 
Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im Zusammenhang bebaute 
Ortsteile anschließen. Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Plan (Anlage 10) 
zeichnerisch dargestellt und umfasst Flächen südlich des bestehenden Baugebiets am 
Harheimer Weg.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:  CDU-, SPD-, FDP-, FW-Fraktion, Fraktion-GRÜNE   40 Stimmen 
dagegen: keine 
Enthaltung: Stv. Paul (GRÜNE)         1 Stimme 
 
Während der Beratungen und Beschlussfassungen der Tagesordnungspunkte 7, 8, 10 und 
12 hatte Stv. Althoff (CDU) den Beratungsraum verlassen. 
 
TOP 9. Aufstellung des Bebauungsplanes "Auf der Scheer", 3. Änderung in Bad 

Vilbel - Dortelweil, Gemarkung Dortelweil; nach dem Baugesetzbuch 
(BauGB) im beschleunigten Verfahren (§ 13a BauGB) 

 a) Beschlussfassung über die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen 
mit Anregungen gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB sowie gem. § 4a (3) BauGB 
zur förmlichen Beteiligung und erneuten eingeschränkten Beteiligung 
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der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 

 
Die Stadtverordnetenversammlung fasste folgenden Beschluss: 

 
 „Nach eingehender Beratung stimmt die Stadtverordnetenversammlung den als Anlage 
beigefügten Beschlussvorlagen über die Behandlung der abwägungsrelevanten 
Stellungnahmen, die im Verfahren nach § 4 (2) BauGB, während der öffentlichen Auslegung 
nach § 3 (2) BauGB sowie im eingeschränkten Beteiligungsverfahren gemäß § 4a (3) BauGB 
zum Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes „Auf der Scheer“, Bad Vilbel - 
Dortelweil, Gemarkung Dortelweil, abgegeben worden sind, zu.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:  CDU-, FDP-, FW-Fraktion      27 Stimmen 
dagegen: SPD-Fraktion, Fraktion-GRÜNE     15 Stimmen 
Enthaltung: keine 
 
 

 b) Beschlussfassung als Satzung gemäß §10 BauGB 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasste folgenden Beschluss: 

 
 „Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) den 
Bebauungsplanentwurf 3. Änderung „Auf der Scheer“ in Bad Vilbel - Dortelweil, Gemarkung 
Dortelweil bestehend aus Planzeichnung, textlichen Festsetzungen und Begründung, als 
Satzung. Gleichzeitig werden die landessrechtlichen Festsetzungen nach § 81 Hess. 
Bauordnung (HBO) und  nach § 37 (4) Hess. Wassergesetz als Satzung beschlossen.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:  CDU-, FDP-, FW-Fraktion      27 Stimmen 
dagegen: SPD-Fraktion, Fraktion-GRÜNE     15 Stimmen 
Enthaltung: keine 
 
 
TOP 11. 11. Änderung des Bebauungsplanes "Dortelweil West" in Bad Vilbel, 

Gemarkung Dortelweil nach dem Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im beschleunigten  

    Verfahren nach § 13a BauGB 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasste folgenden Beschluss: 

 
 „Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 BauGB die 11. Änderung des 
Bebauungsplanes "Dortelweil West" in Bad Vilbel, Gemarkung Dortelweil im beschleunigten 
Verfahren nach § 13 a BauGB. Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Plan (Anlage 
11) zeichnerisch dargestellt und umfasst Flächen westlich der Friedberger Straße und 
südlich der Theodor-Heuss-Straße.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
- e i n s t i m m i g (42) -  
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TOP 13. Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vom 21.08.2017 - 27/17 
betr. Nachpflanzungen auf dem Niederberg (Anlage 12) 

 
Der Antrag wurde im Planungs-, Bau- und Umweltausschuss wie folgt geändert: 
 
„Der Magistrat wird beauftragt, sobald dies die personellen Ressourcen zulassen, die in den 
letzten Jahren gefällten Bäume in der oberen Rechthienstraße und “Auf dem Niederberg“ 
durch Nachpflanzungen auszugleichen. In der Rechthienstraße sind große Lücken zwischen 
den Bäumen 04133 und 04150. „Auf dem Niederberg“ zwischen den Bäumen 04096 und 
4117 (etwa HausNr.4 bis14) entstanden.“ 
 
Der geänderte Antrag wurde angenommen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:  CDU-, SPD-, FDP-, FW-Fraktion, Fraktion-GRÜNE   41 Stimmen 
dagegen: Stv. Gecks (FW)         1 Stimme 
Enthaltung: keine 
 
 
TOP 14. Antrag der SPD-Fraktion vom 22.08.2017 - 26/17 

betr. Schulschwimmen sichern (Anlage 13) 
 
Stv. Kühl (SPD) beantragte eine geteilte Abstimmung. 
 
Teil 1: 
„Der Magistrat wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass es zu keiner Schließung des 
alten Hallenbades kommt, bevor das neue Hallenbad eröffnet werden kann. Sollte das 
Versprechen des Bürgermeisters, dass es zu keiner Vakanz in der Frage des Hallenbads 
kommt, nicht mehr einzuhalten sein, da ansonsten die geplanten Vorhaben Hessentag und 
Neubau/Umbau Kurhaus nicht umgesetzt werden können, wird der Magistrat aufgefordert, 
dafür Sorge zu tragen, dass die Vakanz zwischen alten und neuen Hallenbad nicht länger als 
drei Monate dauert.“ 
 
Teil 1 des Antrags wurde abgelehnt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:   SPD-Fraktion          9 Stimmen 
dagegen: CDU-, FDP-, FW-Fraktion, Fraktion-GRÜNE   33 Stimmen 
Enthaltung:  ./. 
 
Teil 2: 
„Des Weiteren wird der Magistrat aufgefordert bis zur Sitzung der Stadtverordneten-
versammlung am 07. November 2017 ein konkretes Konzept vorzulegen, wie das 
Schulschwimmen der Bad Vilbeler Schulen, sollte es zu einer Vakanz kommen, organisiert 
werden kann.“ 
 
Teil 2 des Antrags wurde abgelehnt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:   SPD-Fraktion          9 Stimmen 
dagegen: CDU-, FDP-, FW-Fraktion, Fraktion-GRÜNE   33 Stimmen 
Enthaltung:  ./. 
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TOP 15. Antrag der SPD-Fraktion vom 22.08.2017 - 27/17 

betr. Beschaffung von mobilen Fahrradabstellplätzen (Anlage 14) 
 
Der Antrag wurde abgelehnt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:   SPD-Fraktion, Fraktion-GRÜNE     15 Stimmen 
dagegen: CDU-, FDP-, FW-Fraktion      27 Stimmen 
Enthaltung:  ./. 
 
 
TOP 16. Antrag der SPD-Fraktion vom 22.08.2017 - 28/17 

betr. Flüchtlingssituation in Bad Vilbel (Anlage 15) 
 
Stv. Kühl (SPD) beantragte eine getrennte Abstimmung der einzelnen Punkte. 
 
Punkt 1 wurde - e i n s t i m m i g (42) - angenommen. 
 
Punkt 2 wurde abgelehnt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:   SPD, FW-Fraktion, Fraktion-GRÜNE    18 Stimmen 
dagegen: CDU-, FDP-Fraktion       24 Stimmen 
Enthaltung:  ./. 
 
Punkt 3 wurde abgelehnt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:   SPD, FW-Fraktion, Fraktion-GRÜNE    18 Stimmen 
dagegen: CDU-, FDP-Fraktion       24 Stimmen 
Enthaltung:  ./. 
 
 
TOP 17. Antrag der SPD-Fraktion vom 22.08.2017 - 29/17 

betr. Bereitstellung von Wohnbaugrundstücken für die GBW (Anlage 16) 
 
Der Antrag wurde im Planungs-, Bau- und Umweltausschuss zu einem Prüfantrag geändert.  
Das Ergebnis soll spätestens zur Sommerpause vorliegen. 
 
Der Antrag wurde - e i n s t i m m i g (42) - angenommen. 
 
 



 

 Vorlagen-Nummer: 2017/111 

  

Dienststelle: 00 Eigenbetrieb Stadtwerke Bad Vilbel, 03.07.2017 
Sachbearbeiter / in:  
 
Vorlage für: 

Magistrat 10.07.2017 

Haupt- und Finanzausschuss 07.09.2017 

Stadtverordnetenversammlung 12.09.2017 
 
Betreff 
 

Bestellung eines Prüfers für den Jahresabschluss 2017 des Eigenbetriebs Stadtwerke Bad Vilbel 
 

 
Sachverhalt / Begründung 

 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind von einem durch die Stadtverordnetenversammlung 

zu bestimmenden Abschlussprüfer nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 

des HGB zu prüfen. Das Eigenbetriebsgesetz (EigBGes) vom 9. Juni 1989 (GVBl. I S. 154), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 14. Juli 2016 (GVBl. S. 121), legt in § 7 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 fest, dass das 

Vorschlagsrecht für die Bestellung der Jahresabschlussprüfer der Betriebskommission obliegt.  
 

Für das Wirtschaftsjahr 2016 wurde die Schüllermann & Partner AG, Dreieich, zum Abschlussprüfer 

bestellt. Die Schüllermann & Partner AG hat vielfache Referenzen und Erfahrungen im Bereich der 

Prüfung von Eigenbetrieben und Unternehmen der Immobilienwirtschaft.  

 

Vor diesem Hintergrund wird vorgeschlagen, die Schüllermann & Partner AG als Abschlussprüfer 
auch für den Jahresabschluss 2017 zu bestellen.    
 
 

Beschlussvorschlag 
 
 

 

Die Stadtverordnetenversammlung bestellt auf Vorschlag der Betriebskommission des Eigenbetriebs 

Stadtwerke Bad Vilbel die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Schüllermann & Partner AG, Dreieich, als 

Jahresabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2017. 

 
 

 
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 

 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 

HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       

                  Kostenart       Kostenträger       
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 

 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter)  (Fachbereichsleiter / Dezernent ) 
 



 

 Vorlagen-Nummer: 2017/112 

  

Dienststelle: 00 Eigenbetrieb Stadtwerke Bad Vilbel, 03.07.2017 
Sachbearbeiter / in:  
 
Vorlage für: 

Magistrat 10.07.2017 

Haupt- und Finanzausschuss 07.09.2017 

Stadtverordnetenversammlung 12.09.2017 
 
Betreff 
 

Jahresabschluss 2016 des Eigenbetriebs Stadtwerke Bad Vilbel 
 

 
Sachverhalt / Begründung 

 
 
Die Schüllermann und Partner AG wurde mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2016 für den Eigenbetrieb 
Stadtwerke beauftragt. Das Ergebnis lautet: 
 
 
 
 I.  Bilanzsumme zum 31.12.2016  

 EUR 87.035.202,56 
 (EUR 86.457.287,99 Vj.) 

 
 
     Jahresgewinn 2016 

EUR 552.008,43  
(EUR 850.614,54 Vj.)   

 
 
II. Der Jahresgewinn setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 
   2016 2015 

   EUR EUR 

    

 Umsatzerlöse 6.261.350,19 5.962.312,82 

 
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 
(vor Steuern) 

801.555,36 1.180.713,45 

    

 Jahresgewinn  552.008,43 850.614,54 

 
 

Beschlussvorschlag 
 

 

 
Gem. § 5 Nr. 11 des Hess. Eigenbetriebsgesetzes vom 9. Juni 1989 (GVBl. I S. 154), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 14.07.2016 (GVBl. S. 121), obliegt der Stadtverordnetenversammlung die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die Beschlussfassung über die Verwendung des Jahresgewinns oder die Behandlung 
des Jahresverlustes sowie über den Ausgleich von Verlustvorträgen. 
 
Der Stadtverordnetenversammlung wird folgender Beschlussvorschlag unterbreitet: 
 

1. Der Jahresabschluss 2016 mit einer Bilanzsumme i.H.v. 87.035.202,56 Euro sowie der 
Jahresabschlussbericht/Lagebericht werden festgestellt. Analog § 51 Nr. 9 HGO wird mit dieser 
Feststellung die Betriebsleitung des Eigenbetriebs Stadtwerke Bad Vilbel für das Jahr 2016 entlastet. 
 

2. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Gewinn i.H.v. 273.798,21 Euro, der dem 
Eigenbetrieb Stadtwerke Bad Vilbel aus der Bruchteilsgemeinschaft Europäische Schule RheinMain 
(BTG ESRM) zugerechnet wird, aus dem Sondervermögen an die Stadt Bad Vilbel zu überführen. Die 
Auszahlung erfolgt am 29.09.2017. 

 
 
 

 
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 
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 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 

HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       

                  Kostenart       Kostenträger       
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 

 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter)  (Fachbereichsleiter / Dezernent ) 
 











































































 

 Vorlagen-Nummer: 2017/141 

  

Dienststelle: 60 FB Technische Dienste / Bauwesen Bad Vilbel, 15.08.2017 
Sachbearbeiter / in: Stadtrat Wysocki 
 
Vorlage für: 

Magistrat 21.08.2017 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 05.09.2017 

Stadtverordnetenversammlung 12.09.2017 
 
Betreff 
 

Beschluss einer Gestaltungssatzung für Werbeanlagen 
 

 
Sachverhalt / Begründung 

Die Stadt Bad Vilbel hat den Status einer Kurstadt und trägt den Namenszusatz „Stadt der Quellen“. Um diesem 
Status auch im Hinblick auf das Stadt- und Straßenbild gerecht zu werden, sind Regelungen zur Zulässigkeit 
von Werbeanlagen, insbesondere im Bereich der wichtigen Stadteingangs- sowie Durchfahrtsstraßen, wichtig. 
Das zentrale Ziel des beigefügten Satzungsentwurfs besteht darin, den Gewerbetreibenden eine ausreichende 
Möglichkeit zur Bewerbung ihres Betriebs bzw. ihrer Güter unter Gewährleistung einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung zu geben. 
 
In der Stadt Bad Vilbel existiert zu großen Teilen eine ungeregelte Häufung verschiedener Werbeanlagen. 
Durch ihre Ausgestaltung, Dimensionierung und Häufung kommt es in weiten Bereichen zu einer erheblichen 
Störung des Stadt- und Straßenbildes, insbesondere im Bereich wichtiger Stadteingangs- sowie 
Durchfahrtsstraßen. Die aktuellen Vorschriften zur Zulässigkeit von Werbeanlagen der Gestaltungssatzung der 
Stadt Bad Vilbel werden ihrer Steuerungsfunktion im Hinblick auf die Gewährleistung einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung des Stadt- und Straßenbildes nicht mehr gerecht. Die bestehenden Regelungen 
erfolgten bisher anhand der Zuordnung zu den Gebietskategorien nach Baunutzungsverordnung. Hierdurch war 
eine der jeweiligen stadträumlichen Situation entsprechende Beurteilung der Zulässigkeit von Werbeanlagen im 
Stadtgebiet nicht eindeutig möglich. Daher erfolgt der Erlass der Gestaltungssatzung für Werbeanlagen. 
 
Im Zuge dieser Gestaltungssatzung für Werbeanlagen treten die Regelungen der Anlage 2 der 
Gestaltungssatzung vom 29. August 2000 zu Werbeanlagen außer Kraft. Die Gestaltungssatzung vom 29. 
August 2000 trifft somit ausschließlich Regelungen zur Dachgestaltung. 
 
 

Beschlussvorschlag 
 

 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den beigefügten Entwurf einer Gestaltungssatzung für 
Werbeanlagen als Satzung. 
 
 

 
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 

 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 

HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       

                  Kostenart       Kostenträger       
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 

 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter)  (Fachbereichsleiter / Dezernent ) 
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GESTALTUNGSSATZUNG FÜR WERBEANLAGEN 
der Stadt Bad Vilbel 

 
 

Aufgrund der §§ 5 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung 
vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
15.09.2016 (GVBl. S. 167) sowie des § 81 der Hessischen Bauordnung (HBO) in der Fas-
sung vom 15.01.2011 (GVBl. I S. 46, 180), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 15.12.2016 (GVBl. S. 294), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Vilbel 
in ihrer Sitzung vom xx.xx.2017 nachfolgende Gestaltungssatzung für Werbeanlagen erlas-
sen: 

Präambel 

Die Stadt Bad Vilbel hat den Status einer Kurstadt und trägt den Namenszusatz „Stadt der 
Quellen“. Um diesem Status auch im Hinblick auf das Stadt- und Straßenbild gerecht zu 
werden, sind Regelungen zur Zulässigkeit von Werbeanlagen, insbesondere im Bereich der 
wichtigen Stadteingangs- sowie Durchfahrtsstraßen, wichtig. Das zentrale Ziel besteht darin, 
den Gewerbetreibenden eine ausreichende Möglichkeit zur Bewerbung ihres Betriebs bzw. 
ihrer Güter unter Gewährleistung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung zu geben. 

 

§ 1 - Räumlicher Geltungsbereich 
 
(1) Diese Satzung gilt in den durch die Anlage 1 definierten Zonen der Stadt Bad Vilbel. Die 
Anlage 1 ist Bestandteil der Satzung. Die betroffenen Flächen unterteilen sich thematisch in 
fünf Zonen. 

1. Die Zone 1 umfasst die wichtigen Stadteingangssituationen und Verbindungsstraßen 
In den Stadteingangsbereichen der Zone 1 wird der erste Eindruck einer Stadt vermit-
telt. Sie besitzen daher eine wichtige Repräsentationsfunktion des Stadtbildes nach 
außen. Aufgrund ihrer hohen Bedeutung ist nur eine geordnete und verträgliche An-
ordnung der Werbeanlagen zulässig. 

2. Die Zone 2 umfasst die Bereiche, in denen ein kleinteiliger Nutzungsmix aus Wohnen 
und Gewerbe entlang wichtiger Hauptverkehrsstraßen vorhanden ist. Dementspre-
chend feingliedrig ist die Baustruktur. Zielsetzung ist, die Gliederung und Übersicht-
lichkeit des Straßen- und Fassadenbildes durch die Regelung der zulässigen Werbe-
anlagen zu erhalten. 

3. Die Zone 3 umfasst den Kernbereich der Stadt Bad Vilbel. Hier befinden sich die Ein-
kaufsstraße und die „Neue Mitte“. Die Stadtmitte Bad Vilbels mit zum Teil historischer 
Gebäudesubstanz ist im Umgang mit Werbeanlagen sensibler einzustufen als die an-
deren vier Zonen. In dem Bereich der Einkaufsstraße und der „Neuen Mitte“ ist eine 
gliedernde und auf die Fassade abgestimmte Anordnung der Werbeanlagen zulässig.  

4. Die Zone 4 umfasst hochwertige Dienstleistungsflächen entlang der Friedberger 
Straße im Stadtteil Dortelweil sowie das Gewerbegebiet Quellenpark, welche sich 
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durch eine lockere und großzügige Bebauung auszeichnen. Ziel ist eine Anordnung 
von Werbeanlagen, die sich untergeordnet in die Fassaden eingliedert. 

5. Die Zone 5 umfasst großflächige Gewerbebetriebe im Stadtteil Dortelweil und das 
Gewerbegebiet „Am Stock“ im Stadtteil Massenheim. In den gewerblich geprägten 
Bereichen ist die ungeregelte Häufung von Werbeanlagen zu vermeiden und eine 
Regelung der großformatigen Werbeanlagenarten hinsichtlich Übersichtlichkeit, 
Stadtbildverträglichkeit und Besucherfreundlichkeit zu treffen. 

(2) Die Festlegungen dieser Satzung gelten nur, soweit nicht in einem Bebauungsplan oder 
in einer anderen Satzung Festsetzungen zu diesem Regelungsbereich enthalten sind. 

§ 2 - Sachlicher Geltungsbereich 
 
(1) Diese Satzung gilt für die Errichtung und Änderung von Werbeanlagen im Sinne des § 2 
der Hessischen Bauordnung (HBO; in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Januar 
2011 (GVBl. I S. 46, 180) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. November 
2015 (GVBl. S. 457)), d. h. aller ortsfesten oder ortsfest genutzten Anlagen, die der Ankündi-
gung oder Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen. Hierzu zählen ins-
besondere Leuchtreklamen aller Art, Ausleger oder Ausstecker, Schilder, Beschriftungen und 
Beklebungen von Fenstern, Schaufenstern und Markisen, aufgemalte Schriftzüge und Fir-
mensignets auf Fassaden, Fahnen, Pylonen und andere freistehende Werbeträger sowie 
Schaukästen, Plakattafeln und Säulen, Wechselwerbeanlagen etc. und nicht dem Hessi-
schen Straßengesetz oder der Sondernutzungssatzung der Stadt Bad Vilbel unterfallen. 

(2) Die Vorschriften dieser Satzung gelten auch für genehmigungs- und anzeigefreie Werbe-
anlagen im Sinne des § 55 Anlage 2 HBO Abschnitt I Nr. 10. 

(3) Abweichende Anforderungen aufgrund der Bestimmungen des Gesetzes zum Schutz der 
Kulturdenkmäler (Denkmalschutzgesetz - DSchG, HE) in der jeweils geltenden Fassung 
bleiben von dieser Satzung unberührt. Insbesondere wird für Maßnahmen, welche die Tat-
bestandsmerkmale des § 16 des Gesetzes zum Schutz der Kulturdenkmäler (Denkmal-
schutzgesetz - DSchG, HE) erfüllen, die denkmalschutzrechtliche Genehmigung durch diese 
Satzung nicht ersetzt. 

§ 3 - Zulässigkeit von Werbeanlagen 

Werbeanlagen im Sinne des § 2 Abs. 1, die von dem öffentlichen Verkehrsraum einschließ-
lich öffentlicher Grünanlagen und Gewässer aus sichtbar sind, dürfen, soweit sie nicht oh-
nedies nach der Hessischen Bauordnung genehmigungspflichtig sind, nur gemäß den Zuläs-
sigkeitsgrundsätzen dieser Satzung angebracht, aufgestellt oder verändert werden.  

 

§ 4 - Ausnahmen 
 

(1) Folgende Werbeanlagen unterliegen nicht den Zulässigkeitsgrundsätzen dieser Satzung: 

1. Werbeanlagen, die anlässlich von Wahlen (Europa-, Bundestags-, Landtags- oder 
Kommunalwahlen), Abstimmungen oder Bürgerbegehren von den zugelassenen politi-
schen Parteien oder Wählergruppen angebracht werden. Die Träger solcher Werbung 
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sind verpflichtet, frühestens sechs Wochen vor der Wahl, der Abstimmung oder dem 
Bürgerbegehren die Werbung anzubringen und spätestens eine Woche nach Beendi-
gung der Wahl, der Abstimmung oder dem Bürgerbegehren die Werbung zu entfernen. 

2. Werbeanlagen, die zum Zweck der Daseinsvorsorge genutzt werden und anlässlich öf-
fentlicher, kultureller und traditioneller Veranstaltungen angebracht werden. 

§ 5 – Allgemeine Anforderungen 
 

(1) Werbeanlagen sind so zu errichten, anzubringen, zu ändern und zu unterhalten, dass sie 
nach Form, Maßstab, Gliederung, Material und Farbe dem Charakter und der städtebauli-
chen Eigenart der ihre Umgebung prägenden Bebauung, sowie des Straßen- und Platzbildes 
nicht beeinträchtigen und auf die architektonische Gliederung des Gebäudes Rücksicht 
nehmen.  

(2) Mehrere Werbeanlagen an einem Gebäude sind hinsichtlich Art, Größe, Gestaltung (Ma-
terial und Farbwahl), Anbringung und Beleuchtung aufeinander abzustimmen, soweit sie 
gleichzeitig einsehbar sind. 

(3) Werbeanlagen, die ihrer Zweckbestimmung nicht mehr dienen, sind einschließlich aller 
Befestigungsteile innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten zu entfernen. Die sie tragen-
den Gebäudeteile sind in den ursprünglichen Zustand zu versetzen. 

 

§ 6 - Zulässigkeitsgrundsätze Zone 1 
 

(1) Art, Anzahl und Anbringungsort 

1. Werbeanlagen sind mit Ausnahme von den Nummern 8 - 11 nur an der Stätte der Leis-
tung zulässig.  

2. Ausleger, die in einen Gehweg oder einen sonstigen Fußgängerbereich hinein ragen, 
sind in einer Mindesthöhe von 2,50 m über dem Gehweg bzw. dem Fußgängerbereich 
anzubringen. Ausleger, die in eine Fahrbahn hinein ragen, sind in einer Mindesthöhe 
von 4,50 m über der Fahrbahn anzubringen. 

3. An jeder Gebäudefassade sind je Betrieb maximal zwei Werbeanlagen zulässig. Diese 
können sich insbesondere aus Fassadenwerbung, Auslegern sowie Beschriftungen und 
Beklebungen von Markisen zusammensetzen. Überdachwerbeanlagen sind unzulässig. 

4. Zusätzlich ist die Beschriftung und Beklebung von Fenstern und Schaufenstern zulässig. 

5. Je Betrieb sind maximal drei freistehende Werbeanlagen zulässig. Pylonen sind unzu-
lässig. 

6. Zusätzlich ist alle 5,00 m je Grundstückslänge das Aufstellen eines Fahnenmastes zu-
lässig, höchstens jedoch drei Fahnenmasten pro Betrieb. 

7. Das Anbringen und Aufstellen von Werbeanlagen an Schornsteinen, Stützmauern, Zäu-
nen, Bäumen sowie auf Roll- und Klappläden ist unzulässig.  
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8. Für Betriebe, die über eine Stich- oder Seitenstraße erschlossen sind oder sich auf ei-
nem rückwärtigen Grundstück oder Grundstücksteil befinden, ist ein Hinweisschild pro 
Zufahrtsstraße zulässig.  

9. Mehrere Hinweisschilder an den Zufahrtsstraßen zu Betrieben sind zu einer Sammel-
werbeanlage zusammenzufassen. Jedem werbendem Betrieb steht ein Hinweisschild je 
Sammelwerbeanlage zur Verfügung. Je Zufahrtsstraße ist eine Sammelwerbeanlage zu-
lässig. 

10. In einem Radius von 500 m ist je eine Werbeanlage zum Zwecke der Fremdwerbung zu-
lässig. Werbeanlagen an Buswartehallen werden nicht angerechnet. 

11. An jeder Buswartehalle ist die Anbringung von maximal zwei Werbeanlagen zulässig.  

 (2) Dimensionierung 

1. Durch Werbeanlagen sind maximal 20 % der Fassadenfläche zu bedecken. 

2. Ausleger sind bis zu einer Ausladung von 1,00 m, einer Ansichtsfläche von 2,00 m² und 
einer Tiefe von 0,20 m zulässig. 

3. Das flächige Abdecken von Schaufensterflächen durch Folienbeklebungen, Plakatierun-
gen, Anstriche o.ä. ist unzulässig. Durch Beschriftung und Beklebung von Fenstern und 
Schaufenstern sind maximal 30 % der Fenster- bzw. Schaufensterfläche zu verdecken. 

4. Freistehende Werbeanlagen an der Stätte der Leistung wie Planen, Folien, Plakatwän-
de, o.ä. sind in folgenden Formaten auszuführen: Eine Werbeanlage mit dem Format 
von maximal 4,00 m x 3,00 m und zwei Werbeanlagen mit dem Format von maximal je 
1,60 m x 2,20 m.  

5. Fahnenmasten sind bis zu einer Höhe von 7,00 m zulässig. Fahnen sind bis zu einer 
Größe von 1,50 m x 4,00 m zulässig und ausschließlich senkrecht anzubringen. 

6. Für Betriebe, die über eine Stich- oder Seitenstraße erschlossen sind oder sich auf ei-
nem rückwärtigen Grundstück oder Grundstücksteil befinden, ist ein Hinweisschild mit 
einer Ansichtsfläche von maximal 1,00 m² zulässig. 

7. Sammelwerbeanlagen zur Hinweisbeschilderung sind in den Abmessungen von maximal 
4,00 m x 1,50 m x 0,30 m auszuführen und senkrecht aufzustellen. 

8. Werbeanlagen zum Zwecke der Fremdwerbung sind bis zu einer Größe von 4,00 m x 
3,00 m zulässig. 

9. Werbeanlagen an Buswartehallen dürfen je Buswartehalle eine Gesamtansichtsfläche 
von 9,00 m² nicht überschreiten. 

 (3) Gestaltung 

1. Zulässig sind selbstleuchtende und nicht selbstleuchtende Werbeanlagen. 

2. Eine Beleuchtung mit Wechselschaltung oder mit unverdeckten Leuchtmitteln ist unzu-
lässig. 

3. Werbeanlagen in Signalfarben sind unzulässig. Dies gilt auch für die Beleuchtung von 
Werbeanlagen. 
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§ 7 - Zulässigkeitsgrundsätze Zone 2 
 

(1) Art, Anzahl und Anbringungsort 

1. Werbeanlagen sind mit Ausnahme von den Nummern 8 - 11 nur an der Stätte der Leis-
tung zulässig. 

2. Werbeanlagen, die an der Gebäudefassade angebracht werden, sind nur in dem Ge-
schoss zulässig, in dem der jeweilige Betrieb untergebracht ist. Abweichend davon dür-
fen bei Betrieben im Erdgeschoss Werbeanlagen bis zu einem Abstand von 4,50 m über 
Straßenoberkante errichtet werden. Ausleger, die in einen Gehweg oder einen sonstigen 
Fußgängerbereich hinein ragen, sind in einer Mindesthöhe von 2,50 m über dem Geh-
weg bzw. dem Fußgängerbereich anzubringen. Ausleger, die in eine Fahrbahn hinein 
ragen, sind in einer Mindesthöhe von 4,50 m über der Fahrbahn anzubringen. 
 

3. An jeder Gebäudefassade sind je Betrieb maximal zwei Werbeanlagen zulässig. Diese 
können sich insbesondere aus Fassadenwerbung, Auslegern sowie Beschriftungen und 
Beklebungen von Markisen zusammensetzen. Überdachwerbeanlagen sind unzulässig. 

4. Zusätzlich ist die Beschriftung und Beklebung von Fenstern und Schaufenstern zulässig. 

5. Je Betrieb sind maximal zwei freistehende Werbeanlagen zulässig. Pylonen sind unzu-
lässig. 

6. Zusätzlich ist alle 5,00 m je Grundstückslänge das Aufstellen eines Fahnenmastes zu-
lässig, höchstens jedoch zwei Fahnenmasten pro Betrieb. 

7. Das Anbringen und Aufstellen von Werbeanlagen an Schornsteinen, Stützmauern, Zäu-
nen, Bäumen sowie auf Roll- und Klappläden ist unzulässig.  

8. Für Betriebe, die über eine Stich- oder Seitenstraße erschlossen sind oder sich auf ei-
nem rückwärtigen Grundstück oder Grundstücksteil befinden, ist ein Hinweisschild pro 
Zufahrtsstraße zulässig.  

9. Mehrere Hinweisschilder an den Zufahrtsstraßen zu Betrieben sind zu einer Sammel-
werbeanlage zusammenzufassen. Jedem werbendem Betrieb steht ein Hinweisschild je 
Sammelwerbeanlage zur Verfügung. Je Zufahrtsstraße ist eine Sammelwerbeanlage zu-
lässig. 

10. In einem Radius von 400 m ist je eine Werbeanlage zum Zwecke der Fremdwerbung zu-
lässig. Werbeanlagen an Buswartehallen werden nicht angerechnet. 

11. An jeder Buswartehalle ist die Anbringung von maximal zwei Werbeanlagen zulässig.  

 (2) Dimensionierung 

1. Die Überdeckung durch Werbeanlagen im Erdgeschoss ist bis maximal 25 % der Fas-
sadenfläche, ab dem 1. Obergeschoss bis maximal 10 % der Fassadenfläche, bezogen 
auf das jeweilige Geschoss, zulässig. 

2. Ausleger sind bis zu einer Ausladung von 1,00 m, einer maximalen Ansichtsfläche von 
1,50 m² und einer Tiefe von 0,20 m zulässig.  



Gestaltungssatzung für Werbeanlagen der Stadt Bad Vilbel   

 6 

3. Das flächige Abdecken von Schaufensterflächen durch Folienbeklebungen, Plakatierun-
gen, Anstriche o.ä. ist unzulässig. Durch Beschriftung und Beklebung von Fenstern und 
Schaufenstern sind maximal 30 % der Fenster- bzw. Schaufensterfläche zu verdecken. 

4. Freistehende Werbeanlagen an der Stätte der Leistung wie Planen, Folien, Plakatwän-
de, o.ä. sind bis zu einer Größe von 1,60 m x 2,20 m zulässig. 

5. Fahnenmasten sind bis zu einer Höhe von 6,00 m zulässig. Fahnen sind bis zu einer 
Größe von 1,20 m x 3,00 m zulässig und ausschließlich senkrecht anzubringen. 

6. Für Betriebe, die über eine Stich- oder Seitenstraße erschlossen sind oder sich auf ei-
nem rückwärtigen Grundstück oder Grundstücksteil befinden, ist ein Hinweisschild mit 
einer Größe von maximal 1,00 m² zulässig. 

7. Sammelwerbeanlagen zur Hinweisbeschilderung sind in den Abmessungen von maximal 
3,00 m x 1,50 m x und 0,25 m auszuführen und senkrecht aufzustellen. 

8. Werbeanlagen zum Zwecke der Fremdwerbung sind bis zu einer Größe von 4,00 m x 
3,00 m zulässig. 

9. Werbeanlagen an Buswartehallen dürfen je Buswartehalle eine Gesamtansichtsfläche 
von 9,00 m² nicht überschreiten. 

 (3) Gestaltung 

1. Zulässig sind selbstleuchtende und nicht selbstleuchtende Werbeanlagen. 

2. Eine Beleuchtung mit Wechselschaltung oder mit unverdeckten Leuchtmitteln ist unzu-
lässig. 

3. Werbeanlagen in Signalfarben sind unzulässig. Dies gilt auch für die Beleuchtung von 
Werbeanlagen. 

§ 8 - Zulässigkeitsgrundsätze Zone 3 
 

(1) Art, Anzahl und Anbringungsort 

1. Werbeanlagen sind mit Ausnahme von den Nummern 7 – 11 nur an der Stätte der Leis-
tung zulässig. 

2. Werbeanlagen, die an der Gebäudefassade angebracht werden, sind nur im Erdge-
schoss und bis zu einem Abstand von 4,50 m über Straßenoberkante zulässig. Ausle-
ger, die in einen Gehweg oder einen sonstigen Fußgängerbereich hinein ragen, sind in 
einer Mindesthöhe von 2,50 m über dem Gehweg bzw. dem Fußgängerbereich anzu-
bringen. Ausleger, die in eine Fahrbahn hinein ragen, sind in einer Mindesthöhe von 
4,50 m über der Fahrbahn anzubringen. Pro Gebäude ist maximal ein Ausleger zulässig. 

3. An jeder Gebäudefassade sind je Betrieb maximal zwei Werbeanlagen zulässig. Diese 
können sich insbesondere aus Fassadenwerbung, Auslegern sowie Beschriftungen und 
Beklebungen von Markisen zusammensetzen. Überdachwerbeanlagen sind unzulässig. 

4. Zusätzlich ist die Beschriftung und Beklebung von Fenstern und Schaufenstern zulässig. 

5. Freistehende Werbeanlagen sind mit Ausnahme von 7 – 11 unzulässig. 
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6. Das Anbringen und Aufstellen von Werbeanlagen an Schornsteinen, Stützmauern, Zäu-
nen, Bäumen sowie auf Roll- und Klappläden ist unzulässig. 

7. Für Betriebe, die über eine Passage erschlossen sind, ist ein Hinweisschild pro Zuwe-
gung zulässig. 

8. Für Betriebe, die über eine Stich- oder Seitenstraße erschlossen sind oder sich auf ei-
nem rückwärtigen Grundstück oder Grundstücksteil befinden, ist ein Hinweisschild pro 
Zufahrtsstraße zulässig.  

9. Mehrere Hinweisschilder an den Zufahrtsstraßen zu Betrieben sowie an den Zuwegun-
gen zu Passagen sind zu einer Sammelwerbeanlage zusammenzufassen. Jedem wer-
bendem Betrieb steht ein Hinweisschild je Sammelwerbeanlage zur Verfügung. Je Zu-
fahrtsstraße bzw. Zuwegung ist eine Sammelwerbeanlage zulässig. 

10. In einem Radius von 500 m ist je eine Werbeanlage zum Zwecke der Fremdwerbung zu-
lässig. Werbeanlagen an Buswartehallen werde nicht angerechnet. 

11. An jeder Buswartehalle ist die Anbringung von maximal zwei Werbeanlagen zulässig.  

 (2) Dimensionierung 

1. Die Überdeckung durch Werbeanlagen im Erdgeschoss ist bis maximal 15 % der Fas-
sadenfläche, ab dem 1. Obergeschoss bis maximal 5 % der Fassadenfläche, bezogen 
auf das jeweilige Geschoss, zulässig. 

2. Ausleger und Ausstecker sind bis zu einer Ausladung von 1,00 m, einer maximalen An-
sichtsfläche von 1,00 m² und einer Tiefe von 0,20 m zulässig. 

3. Das flächige Abdecken von Schaufensterflächen durch Folienbeklebungen, Plakatierun-
gen, Anstriche o.ä. ist unzulässig. Durch Beschriftung und Beklebung von Fenstern und 
Schaufenstern sind maximal 20 % der Fenster- bzw. Schaufensterfläche zu verdecken. 

4. Für Betriebe, die über eine Stich- oder Seitenstraße erschlossen sind, ist ein Hinweis-
schild mit einer Größe von maximal 1,00 m² zulässig. 

5. Sammelwerbeanlagen zur Hinweisbeschilderung sind in den Abmessungen von maximal 
1,80 m x 0,60 m auszuführen und senkrecht aufzustellen bzw. anzubringen. 

6. Werbeanlagen zum Zwecke der Fremdwerbung sind bis zu einer Größe von 4,00 m x 
3,00 m zulässig. 

7. Werbeanlagen an Buswartehallen dürfen je Buswartehalle eine Gesamtansichtsfläche 
von 6,00 m² nicht überschreiten. 

 (3) Gestaltung 

1. Zulässig sind selbstleuchtende und nicht selbstleuchtende Werbeanlagen. 

2. Eine Beleuchtung mit Wechselschaltung oder mit unverdeckten Leuchtmitteln ist unzu-
lässig. 

3. Werbeanlagen in Signalfarben sind unzulässig. Dies gilt auch für die Beleuchtung von 
Werbeanlagen.  
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§ 9 - Zulässigkeitsgrundsätze Zone 4 
 

(1) Art, Anzahl und Anbringungsort 

1. Werbeanlagen sind mit Ausnahme von den Nummern 8 – 11 nur an der Stätte der Leis-
tung zulässig. 

2. Ausleger, die in einen Gehweg oder einen sonstigen Fußgängerbereich hinein ragen, 
sind in einer Mindesthöhe von 2,50 m über dem Gehweg bzw. dem Fußgängerbereich 
anzubringen. Ausleger, die in eine Fahrbahn hinein ragen, sind in einer Mindesthöhe von 
4,50 m über der Fahrbahn anzubringen. 

3. An jeder Gebäudefassade sind je Betrieb maximal zwei Werbeanlagen zulässig. Diese 
können sich insbesondere aus Fassadenwerbung und Auslegern zusammensetzen. 
Überdachwerbeanlagen sind unzulässig. 

4. Zusätzlich ist die Beschriftung und Beklebung von Fenstern und Schaufenstern in den 
Erdgeschossen zulässig. 

5. Je Betrieb sind maximal fünf freistehende Werbeanlagen zulässig. Pylonen sind unzu-
lässig. 

6. Zusätzlich ist alle 5,00 m je Grundstückslänge das Aufstellen eines Fahnenmastes zu-
lässig, höchstens jedoch sechs Fahnenmasten pro Betrieb. 

7. Das Anbringen und Aufstellen von Werbeanlagen an Schornsteinen, Stützmauern, Zäu-
nen, Bäumen sowie auf Roll- und Klappläden ist unzulässig. 

8. Für Betriebe, die über eine Stich- oder Seitenstraße erschlossen sind oder sich auf ei-
nem rückwärtigen Grundstück oder Grundstücksteil befinden, ist ein Hinweisschild pro 
Zufahrtsstraße zulässig.  

9. Mehrere Hinweisschilder an den Zufahrtsstraßen zu Betrieben sind zu einer Sammel-
werbeanlage zusammenzufassen. Jedem werbendem Betrieb steht ein Hinweisschild je 
Sammelwerbeanlage zur Verfügung. Je Zufahrtsstraße ist eine Sammelwerbeanlage zu-
lässig. 

10. In einem Radius von 400 m ist je eine Werbeanlage zum Zwecke der Fremdwerbung zu-
lässig. Werbeanlagen an Buswartehallen werden nicht angerechnet. 

11. An jeder Buswartehalle ist die Anbringung von maximal zwei Werbeanlagen zulässig.  

 (2) Dimensionierung 

1. Die Überdeckung durch Werbeanlagen ist bis maximal 5 % der Fassadenfläche zuläs-
sig. 

2. Ausleger sind bis zu einer Ausladung von 1,00 m, einer maximalen Ansichtsfläche von 
3,00 m² und einer Tiefe von 0,20 m zulässig. 

3. Das flächige Abdecken von Schaufensterflächen durch Folienbeklebungen, Plakatierun-
gen, Anstriche o.ä. ist unzulässig. Durch Beschriftung und Beklebung von Fenstern und 
Schaufenstern sind maximal 20 % der Fenster- bzw. Schaufensterfläche zu verdecken. 
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4. Freistehende Werbeanlagen an der Stätte der Leistung wie Planen, Folien, Plakatwän-
de, o.ä. sind bis zu einer Größe von 4,00 m x 3,00 m zulässig. 

5. Fahnenmasten sind bis zu einer Höhe von 7,00 m zulässig. Fahnen sind bis zu einer 
Größe von 1,50 m x 4,00 m zulässig und ausschließlich senkrecht anzubringen. 

6. Für Betriebe, die über eine Stich- oder Seitenstraße erschlossen sind oder sich auf ei-
nem rückwärtigen Grundstück oder Grundstücksteil befinden, ist ein Hinweisschild mit 
einer Größe von maximal 2,00 m² zulässig. 

7. Sammelwerbeanlagen zur Hinweisbeschilderung sind in den Abmessungen von maximal 
4,00 m x 1,50 m x 0,30 m auszuführen und senkrecht aufzustellen. 

8. Werbeanlagen zum Zwecke der Fremdwerbung sind bis zu einer Größe von 4,00 m x 
3,00 m zulässig. 

9. Werbeanlagen an Buswartehallen dürfen je Buswartehalle eine Gesamtansichtsfläche 
von 9,00 m² nicht überschreiten. 

 (3) Gestaltung 

1. Zulässig sind selbstleuchtende und nicht selbstleuchtende Werbeanlagen. 

2. Eine Beleuchtung mit Wechselschaltung oder mit unverdeckten Leuchtmitteln ist unzu-
lässig. 

3. Werbeanlagen in Signalfarben sind unzulässig. Gleiches gilt auch für die Beleuchtung 
von Werbeanlagen. 

§ 10 - Zulässigkeitsgrundsätze Zone 5 
 

(1) Art, Anzahl und Anbringungsort 

1. Werbeanlagen sind mit Ausnahme von den Nummern 8 - 11 nur an der Stätte der Leis-
tung zulässig. 

2. Ausleger, die in einen Gehweg oder einen sonstigen Fußgängerbereich hinein ragen, 
sind in einer Mindesthöhe von 2,50 m über dem Gehweg bzw. dem Fußgängerbereich 
anzubringen. Ausleger, die in eine Fahrbahn hinein ragen, sind in einer Mindesthöhe 
von 4,50 m über der Fahrbahn anzubringen.  

3. An jeder Gebäudefassade sind je Betrieb maximal vier Werbeanlagen zulässig. Diese 
können sich insbesondere aus Schildern, Bannern, Plakaten und Auslegern zusammen-
setzen. Überdachwerbeanlagen sind unzulässig. 

4. Zusätzlich ist die Beschriftung und Beklebung von Fenstern und Schaufenstern zulässig. 

5. Je Betrieb ist alle 10,00 m je Grundstückslänge das Aufstellen einer freistehenden Wer-
beanlage zulässig, höchstens jedoch fünf freistehende Werbeanlagen pro Betrieb. Pylo-
nen sind unzulässig. 

6. Zusätzlich ist alle 5,00 m je Grundstückslänge das Aufstellen eines Fahnenmastes zu-
lässig, höchstens jedoch acht Fahnenmasten pro Betrieb. 
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7. Das Anbringen und Aufstellen von Werbeanlagen an Schornsteinen, Stützmauern, Zäu-
nen, Bäumen sowie auf Roll- und Klappläden ist unzulässig.  

8. Für Betriebe, die über eine Stich- oder Seitenstraße erschlossen sind oder sich auf ei-
nem rückwärtigen Grundstück oder Grundstücksteil befinden, ist ein Hinweisschild pro 
Zufahrtsstraße zulässig.  

9. Mehrere Hinweisschilder an den Zufahrtsstraßen zu Betrieben sind zu einer Sammel-
werbeanlage zusammenzufassen. Jedem werbendem Betrieb steht ein Hinweisschild je 
Sammelwerbeanlage zur Verfügung. Je Zufahrtsstraße ist eine Sammelwerbeanlage zu-
lässig. 

10. In einem Radius von 300 m ist je eine Werbeanlage zum Zwecke der Fremdwerbung zu-
lässig. Werbeanlagen an Buswartehallen werden nicht angerechnet. 

11. An jeder Buswartehalle ist die Anbringung von maximal zwei Werbeanlagen zulässig.  

 (2) Dimensionierung 

1. Die Überdeckung durch Werbeanlagen ist bis maximal 20 % der Fassadenfläche zuläs-
sig. 

2. Ausleger sind bis zu einer Ausladung von 1,00 m, einer maximalen Ansichtsfläche von 
4,00 m² und einer Tiefe von 0,40 m zulässig. 

3. Das flächige Abdecken von Schaufensterflächen durch Folienbeklebungen, Plakatierun-
gen, Anstriche o.ä. sind unzulässig. Durch Beschriftung und Beklebung von Fenstern 
und Schaufenstern sind maximal 30 % der Fenster- bzw. Schaufensterfläche zu verde-
cken. 

4. Freistehende Werbeanlagen an der Stätte der Leistung wie Planen, Folien, Plakatwän-
de, o.ä. sind bis zu einer Größe von 4,00 m x 3,00 m zulässig. 

5. Fahnenmasten sind bis zu einer Höhe von 7,00 m zulässig. Fahnen sind bis zu einer 
Größe von 1,50 m x 4,00 m zulässig und ausschließlich senkrecht anzubringen. 

6. Für Betriebe, die über eine Stich- oder Seitenstraße erschlossen sind oder sich auf ei-
nem rückwärtigen Grundstück oder Grundstücksteil befinden, ist ein Hinweisschild mit 
einer Größe von maximal 3,00 m² zulässig. 

7. Sammelwerbeanlagen zur Hinweisbeschilderung sind in den Abmessungen von maximal 
4,00 m x 2,00 m x 0,30 m auszuführen und senkrecht aufzustellen. 

8. Werbeanlagen zum Zwecke der Fremdwerbung sind bis zu einer Größe von 4,00 m x 
3,00 m zulässig. 

9. Werbeanlagen an Buswartehallen dürfen je Buswartehalle eine Gesamtansichtsfläche 
von 9,00 m² nicht überschreiten. 

 (3) Gestaltung 

1. Zulässig sind selbstleuchtende und nicht selbstleuchtende Werbeanlagen. 

2. Eine Beleuchtung mit Wechselschaltung oder mit unverdeckten Leuchtmitteln ist unzu-
lässig. 



Gestaltungssatzung für Werbeanlagen der Stadt Bad Vilbel   

 11 

3. Werbeanlagen in Signalfarben sind unzulässig. Gleiches gilt auch für die Beleuchtung 
von Werbeanlagen. 

§ 11 - Abweichungen 
 

1. Von den Regelungen dieser Satzung kann auf begründeten Antrag hin abgewichen wer-
den. Ein Rechtsanspruch auf eine Abweichung besteht nicht. 

2. Über die Genehmigung von Abweichungen entscheidet die Bauaufsichtsbehörde des Wet-
teraukreises nach Anhörung des Magistrats der Stadt Bad Vilbel. 

§ 12 - Ordnungswidrigkeiten 
 

1. Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Abs. 1 Nr. 20 HBO handelt, wer entgegen §§ 5 - 10 
Werbeanlagen errichtet, aufstellt, anbringt oder ändert. 

2. Die Ordnungswidrigkeit kann gem. § 76 Abs. 3 HBO mit einer Geldbuße von bis zu 15.000 
€ geahndet werden. Darüber hinaus kann die Entfernung der Werbeeinrichtung im Falle 
eines Verstoßes gegen diese Satzung durch die Bauaufsichtsbehörde teilweise oder voll-
ständig angeordnet werden. 

3. Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) findet in seiner jeweils gültigen Fassung 
Anwendung.  

4. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist gem. § 76 Abs. 
5 HBO der Magistrat der Stadt Bad Vilbel. 

§ 13 - Inkrafttreten 
 

Die Gestaltungssatzung für Werbeanlagen tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Die Regelungen zu Werbeanlagen der Anlage 2 der Gestaltungssatzung der Stadt Bad 
Vilbel vom 20. Juni 2000 treten zeitgleich außer Kraft. Die übrigen Regelungen der Gestal-
tungssatzung der Stadt Bad Vilbel vom 29. August 2000 bleiben weiterhin bestehen.  

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt: 

 

 

       Bad Vilbel, 

(Dienstsiegel)                   (Ort, Datum)                                Erster Stadtrat Sebastian Wysocki
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Anlage 1 
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BEGRÜNDUNG 

zur Gestaltungssatzung für Werbeanlagen der Stadt Bad Vilbel 

1 Anlass und Aufgabenstellung 

In der Stadt Bad Vilbel existiert zu großen Teilen eine ungeregelte Häufung verschiedener 
Werbeanlagen. Durch ihre Ausgestaltung, Dimensionierung und Häufung kommt es in weiten 
Bereichen zu einer erheblichen Störung des Stadt- und Straßenbildes, insbesondere im Be-
reich wichtiger Stadteingangs- sowie Durchfahrtsstraßen. Die aktuellen Vorschriften zur Zu-
lässigkeit von Werbeanlagen der Gestaltungssatzung der Stadt Bad Vilbel werden ihrer 
Steuerungsfunktion im Hinblick auf die Gewährleistung einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung des Stadt- und Straßenbildes nicht mehr gerecht. Die bestehenden Regelungen 
erfolgten bisher anhand der Zuordnung zu den Gebietskategorien nach Baunutzungsverord-
nung. Hierdurch war eine der jeweiligen stadträumlichen Situation entsprechende Beurtei-
lung der Zulässigkeit von Werbeanlagen im Stadtgebiet nicht eindeutig möglich. Daher er-
folgt der Erlass der Gestaltungssatzung für Werbeanlagen. 

Im Zuge dieser Gestaltungssatzung für Werbeanlagen treten die Regelungen der Anlage 2 
der Gestaltungssatzung vom 29. August 2000 zu Werbeanlagen außer Kraft. Die Gestal-
tungssatzung vom 29. August 2000 trifft somit ausschließlich Regelungen zur Dachgestal-
tung. 

2 Vorgehensweise und Methodik 

Im Rahmen der Erarbeitung der Gestaltungssatzung für Werbeanlagen wurde zunächst eine 
umfangreiche Bestandsaufnahme mit Vor-Ort-Begehungen durchgeführt. Darauf folgte die 
Analyse des erhobenen Bestandes. Es wurden Gebietstypen entwickelt, die sich aus der je-
weiligen stadträumlichen Situation ableiten. Für die Einteilung in die Gebietstypen waren fol-
gende Fragestellungen ausschlaggebend: 

 Welche städtebaulichen Strukturen sind überwiegend vorhanden (z.B. lockere / dichte 
Bebauung; kleinteilige / großvolumige Bebauung)? 

 Welche städtebauliche Funktion erfüllt der Bereich (z.B. Stadteingang)? 

 Welche Nutzungen sind in dem Bereich überwiegend vorhanden (z.B. Einzelhandel, Ge-
werbe, Dienstleistung)? 

Die vorkommenden Werbeanlagen wurden anhand der Gebietstypen bewertet. Dabei dien-
ten folgende Fragestellungen als Beurteilungsgrundlage: 

 Welche Werbeanlagen sind in diesem Bereich prägend? 

 In welcher Häufung kommen Werbeanlagen vor? 

 Handelt es sich um Werbung an der Stätte der Leistung oder um Fremdwerbung? 

 Welche Wirkung erzeugen die Werbeanlagen hinsichtlich der städtebaulichen Qualität 
des Bereiches? 

Die Wirkungsbereiche der Werbeanlagen wurden in Kategorien eingeteilt. Die wirkungsbe-
dingten Kriterien setzen sich aus Größe und Proportion, Gestaltung und der Lage im Raum 
zusammen. Die Unterteilung der Wirkungsbereiche orientiert sich an den gängigen Metho-
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den der Landschaftsbildbewertung (nah/mittel/fern). Dabei sind die Wirkungsbereiche ab-
hängig von den Zielgruppen, die mittels der Werbeanlagen auf ein bestimmtes Produkt und / 
oder einen bestimmten Betrieb aufmerksam gemacht werden sollen. So ist beispielsweise 
der Nahbereich auf Fußgänger und den innerstädtischen Verkehr ausgelegt. Dies betrifft in 
diesem Fall den Bereich 3 (Fußgängerzone / Stadtmitte). Neben der Bewertung der Wir-
kungsbereiche erfolgte die Kategorisierung nach Störbereichen. Hierzu wurden die Radien 
der Störwirkung anhand der Werbeanlagenarten festgelegt. Im Nahbereich beträgt die Stör-
wirkung unter 50 m. Das bedeutet, dass die Störwirkung im kleinteiligen Stadtgefüge (Ge-
bäudewahrnehmung, Fassaden- und Straßenbild) vorliegt. Im Mittelbereich beträgt die Stör-
wirkung unter 200 m. Demnach wird das Straßenbild, das Quartier, etc. gestört. Bei der Ein-
teilung der Störbereiche wurde, ebenso wie bei den Wirkungsbereichen, die Lage im Raum 
beachtet. So wirken Werbeanlagen mit einem Störradius von bis zu 500 m nicht nur an ihrem 
Standort, sondern auch in der Ferne und beeinträchtigen somit das Landschaftsbild und die 
Stadtsilhouette. 

Um die Vorgehensweise und Methodik nachvollziehbar darzustellen, wurde die nachfolgende 
Graphik erstellt. 
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3 Räumlicher Geltungsbereich 

Die Gestaltungssatzung für Werbeanlagen gilt in den durch die Anlage 1 definierten Berei-
chen der Stadt Bad Vilbel. Im Gegensatz zu den bisher gültigen Regelungen der Gestal-
tungssatzung gelten die Vorschriften der Gestaltungssatzung für Werbeanlagen nicht für das 
gesamte Stadtgebiet, sondern nur für die betroffenen Zonen d.h. Bereiche, die eine Prägung 
des Stadtbildes durch Werbeanlagen aufweisen. 

Die betroffenen Flächen unterteilen sich thematisch in fünf Zonen. Diese umfassen verschie-
dene und meist räumlich getrennte Bereiche im Stadtgebiet Bad Vilbels (siehe Anlage 1 der 
Satzung). 

3.1 Zone 1 

Die Zone 1 umfasst die wichtigen Stadteingangssituationen und Verbindungsstraßen (u.a. 
Frankfurter Straße / Friedberger Straße / Kasseler Straße / Zubringerstraßen zur B3). Die 
Nutzungen in diesem Bereich setzen sich überwiegend aus mittel- und großvolumigen Ge-
werbe- und Einzelhandelsbetrieben zusammen. Vereinzelt sind Wohngebäude vorhanden.  

In diesem Bereich gibt es im Bestand eine Häufung von Werbeanlagen wie z.B. Hinweis-
schilder und -tafeln, Fahnenmasten, großflächige Werbeplakate, Pylonen, Überdachwerbe-
anlagen und großflächige Fassadenbeschriftungen. Diese sind auf die Zielgruppen Durch-
gangsverkehr, innerörtlicher Ziel- und Quellverkehr sowie den überörtlichen Verkehr ausge-
richtet und weisen daher einen Wirkungsbereich von mittel bis fern auf. Der Radius der 
Störwirkung beträgt aufgrund der zuvor genannten Werbeanlagenarten unter 200 m bis über 
500 m.  

In den Stadteingangsbereichen wird der erste Eindruck einer Stadt vermittelt. Sie besitzen 
daher eine wichtige Repräsentationsfunktion des Stadtbildes nach außen. Aufgrund ihrer ho-
hen Bedeutung ist eine geordnete und verträgliche Anordnung der Werbeanlagen anzustre-
ben. 

3.2 Zone 2 

Die Zone 2 umfasst die Bereiche, in denen ein kleinteiliger Nutzungsmix aus Wohnen und 
Gewerbe entlang wichtiger Hauptverkehrsstraßen (u. a. Alte Frankfurter Straße / Frankfurter 
Straße / Friedberger Straße / Kasseler Straße) vorhanden ist. Dementsprechend feingliedrig 
ist die Baustruktur. 

In dem Bereich der Zone 2 sind vorwiegend überdimensionierte Leuchtreklamen und Schrif-
ten an Gebäudefassaden, sowie großflächige Werbeplakate und Schaufensterbeklebungen 
vorhanden. Diese sind auf die Zielgruppen Durchgangsverkehr und innerörtlicher Ziel- und 
Quellverkehr und somit in ihrer Wirkung auf den Mittelbereich ausgelegt. Der Störungsbe-
reich der Werbeanlagen beträgt bis zu 200 m, da diese vorwiegend in den Straßenraum hin-
ein wirken. Hierdurch wird das kleinteilige Gefüge des Quartiers gestört und ein unruhiges 
Stadt-, Straßen- und Fassadenbild bewirkt.  

Zielsetzung ist daher, die Gliederung und Übersichtlichkeit des Straßen- und Fassadenbildes 
durch die Regelung der zulässigen Werbeanlagen zu verbessern. 
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3.3 Zone 3 

Die Zone 3 umfasst den Kernbereich der Stadt Bad Vilbel. Hier befinden sich die Einkaufs-
straße (u. a. Frankfurter Straße und Marktplatz) und die „Neue Mitte“. Geprägt wird dieser 
Bereich von kleinteiligen Einzelhandelsstrukturen, ein enges Stadtgefüge und ein feingliedri-
ges Stadt- und Straßenbild. In diesem Bereich sind Einzelkulturdenkmäler und ortsbildprä-
gende Gebäude vorhanden.  

In dem Bereich der Zone 3 sind vorwiegend Häufungen von Leuchtreklamen und Schriften 
an Gebäudefassaden, Ausleger, Schaufensterbeklebungen sowie großflächige Werbeplaka-
te vorhanden. Die Zielgruppen sind die Fußgänger und der innerörtliche Ziel- und Quellver-
kehr. Der Wirkungsbereich umfasst aufgrund der Dimensionierung und Art der Werbeanla-
gen ausschließlich den Nahbereich. Der Radius der Störwirkung beträgt aufgrund der Größe 
und Dimensionierung der Werbeanlagen bis zu 50 m. 

Die Fassaden der teilweise historischen Gebäude werden durch die kleinteiligen und gehäuf-
ten Werbeanlagen in ihrer architektonischen Qualität eingeschränkt, da die Fassadengliede-
rungen nicht mehr zu erkennen sind. Die Stadtmitte Bad Vilbels mit zum Teil historischer 
Gebäudesubstanz ist im Umgang mit Werbeanlagen sensibler einzustufen als die anderen 
vier Bereiche. 

In dem Bereich der Fußgängerzone und der „Neuen Mitte“ ist eine gliedernde und auf die 
Fassade abgestimmte Anordnung der Werbeanlagen anzustreben. Die ungeregelten Häu-
fungen der Werbeanlagen sind durch stimmige Fassadenbilder und der stadträumlichen 
Qualität angepasste Werbeanlagen zu ersetzen.   

3.4 Zone 4 

Die Zone 4 umfasst u. a. hochwertige Dienstleistungsflächen entlang der Friedberger Straße 
im Stadtteil Dortelweil, welche sich durch eine lockere und großzügige Bebauung auszeich-
nen. Ein weiteres Gebiet der Zone 4 (Teilfläche des Bebauungsplans „Krebsschere“ – Ost; 
Gottlieb-Daimler-Allee, Otto-Hahn-Straße, Lucretia-Herschel-Straße, Marie-Curie-Straße, 
Lise-Meitner-Straße) ist derzeit noch nicht bebaut. Hier ist ebenfalls die Ansiedlung hochwer-
tiger Dienstleistungsbetriebe geplant.  

Die vorhandenen Gebäude weisen nur eine geringe Anzahl an Werbeanlagen auf. Hierbei 
handelt es sich oft um Überdachwerbeanlagen und Fahnen. Die Zielgruppen umfassen den 
Durchgangsverkehr, den innerörtlichen Ziel- und Quellverkehr sowie den überörtlichen Ver-
kehr. Der Wirkungsbereich der Werbeanlagen in diesem Bereich ist daher auf den Fernbe-
reich ausgelegt. Es werden Werbeanlagen verwendet, die in das Landschaftsbild hinein wir-
ken (z.B. Überdachwerbeanlagen). Daraus lässt sich der Störbereich ableiten. Der Radius 
der Störwirkung beträgt unter 200 m bis über 500 m. Hierdurch wird das umliegende Quartier 
beeinträchtigt und es entsteht eine Störung des Siedlungsrandes und des Landschaftsbildes. 

In den hochwertigen Dienstleistungsbereichen sind bereits zahlreiche positive Beispiele für 
die Verwendung von Werbeanlagen vorhanden, die sich untergeordnet in die Fassaden ein-
gliedern. Ziel ist, diese Entwicklung auch zukünftig weiterzuführen und durch Regelungen zu 
lenken.  

3.5 Zone 5 

Der Bereich 5 umfasst u. a. großflächige Gewerbebetriebe im Stadtteil Dortelweil (Friedber-
ger Straße, Hohemarkstraße, Eibenstraße, Industriestraße, Weitzesweg, Lärchenstraße, 
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Theodor-Heuss-Straße, Willi-Brandt-Straße, Dortelweiler Platz) und das Gewerbegebiet „Am 
Stock“ (Am Stock, Zeppelinstraße) im Stadtteil Massenheim. Die ansässigen Firmen werben 
mit großflächigen Werbeanlagen an den Fassaden, mit Leuchtpylonen, Fahnenmasten und 
Bannern. Im Gebiet kommt es zu einer unkontrollierten Anhäufung von Werbeanlagen. In 
diesem Bereich werden die Werbeanlagen nicht nur an der Stätte der Leistung aufgestellt, 
sondern häufig in den Straßenräumen, in denen sich die Betriebe befinden. Hierdurch kommt 
es zunehmend zu einer unkontrollierten Häufung von Hinweisschildern. 

Die Zielgruppe ist der überörtliche Verkehr. Der Wirkungsbereich der Werbeanlagen ist da-
her auf den Fernbereich ausgelegt. Der Radius der Störwirkung der Werbeanlagen beträgt 
über 500 m und beeinträchtigt somit das Landschaftsbild und die Stadtsilhouette. 

In den gewerblich geprägten Bereichen ist die ungeregelte Häufung von Werbeanlagen zu 
vermeiden und stattdessen eine Regelung der großformatigen Werbeanlagenarten hinsicht-
lich Übersichtlichkeit, Stadtbildverträglichkeit und Besucherfreundlichkeit zu steuern. 

4 Störende Häufung 

Viele Bereiche der genannten Zonen weisen bereits im Bestand eine störende Häufung von 
Werbeanlagen auf. Diese störende Häufung entsteht aus der ungeregelten Anordnung einer 
Vielzahl von Werbeanlagen sowohl an der Stätte der Leistung als auch durch Fremdwerbe-
anlagen. Die störende Häufung ist in einigen Bereichen so gravierend, dass das Auge keinen 
Ruhepunkt findet und das Bedürfnis von werbefreien Flächen stark hervortritt. Viele Bereiche 
sind daher mit Werbeanlagen bereits überfrachtet. 

Die Errichtung zusätzlicher Werbeanlagen sollte daher möglichst vermieden werden. Die Er-
richtung von Fremdwerbeanlagen ist vor dem Hintergrund der Vermeidung einer Verschär-
fung der störenden Häufung in Zusammenschau mit den zulässigen Werbeanlagen an der 
Stätte der Leistung zu beurteilen und zu steuern. 

5 Sachlicher Geltungsbereich 

Die vorliegende Satzung gilt für die Errichtung und Änderung aller ortsfesten oder ortsfest 
genutzten Werbeanlagen im Sinne des § 2 der Hessischen Bauordnung. Dies betrifft auch 
Werbeanlagen, die nach § 55 Anlage 2 der Hessischen Bauordnung Abschnitt I Nr. 10 ge-
nehmigungs- und anzeigefrei sind. Die Satzung gilt nicht für mobile Werbeanlagen, die nur 
während der Geschäftszeiten im öffentlichen Straßenraum aufgestellt werden (hier greift die 
Satzung der Stadt Bad Vilbel über Sondernutzungen an öffentlichen Straßen und Sondernut-
zungsgebühren). Auch gilt sie nicht für Werbemedien für zeitlich befristete kulturelle, politi-
sche, sportliche, kirchliche und kommerzielle Veranstaltungen, wenn gewährleistet ist, dass 
diese nach Ablauf der Veranstaltung wieder ordnungsgemäß und vollständig beseitigt wer-
den. 

Die Belange des Denkmalschutzes bleiben von dieser Satzung unberührt. Die denkmal-
schutzrechtliche Genehmigung bei Maßnahmen, welche die Tatbestandsmerkmale des § 16 
des Gesetzes zum Schutz der Kulturdenkmäler erfüllen, wird durch diese Satzung nicht er-
setzt. 
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6 Grundsätze in den jeweiligen Zonen 

Grundsätzlich wird zwischen Werbeanlagen an Gebäuden und frei stehenden Werbeanlagen 
unterschieden. Betriebe nutzen meist beide Arten von Werbeanlagen, um einen Betrieb op-
timal zu bewerben (Ausnahme: kleinteilige Baustrukturen in der Stadtmitte). Die §§ 5 - 10 
dieser Satzung treffen Regelungen zu Art, Anzahl und Anbringungsort, Dimensionierung so-
wie Gestaltung für beide Arten von Werbeanlagen, gegliedert in die fünf Zonen. 

6.1 Art, Anzahl und Anbringungsort 

Die Satzung regelt die zulässige Art, Anzahl und den Anbringungsort von Werbeanlagen, um 
eine gliedernde Wirkung an den Fassadenflächen und im Stadtraum zu erzielen und eine 
ungeregelte Häufung zu vermeiden. 

Werbeanlagen an der Stätte der Leistung 
Die Grundsätze geben zunächst das zentrale Prinzip vor, dass Werbeanlagen in direktem 
Zusammenhang mit den Betrieben stehen müssen (Ausnahme: Regelungen zu Hinweis-
schildern und Sammelwerbeanlagen, Fremdwerbeanlagen und Werbeanlagen an Buswarte-
hallen). Dadurch soll die Bewerbung im räumlichen Zusammenhang mit dem jeweiligen Be-
trieb möglich sein. Durch die weitgehende Beschränkung der Werbeanlagen auf die Stätte 
der Leistung, soll die Gesamtzahl an Werbeanlagen im Stadtgebiet reduziert und damit eine 
unerwünschte Häufung vermieden bzw. nicht weiter verschärft werden.  

Die Vermeidung bzw. nicht weitere Verschärfung einer unerwünschten Häufung von Werbe-
anlagen stellt ein wesentliches Ziel dieser Satzung dar. Zum einen soll dadurch die Beein-
trächtigung des Stadt- und Straßenbildes vermieden werden. Zum anderen dient dieses Ziel 
den Gewerbetreibenden selbst. Die Überfrachtung der Stadt- und Straßenräume mit Werbe-
anlagen führt zu einer Verfehlung des eigentlichen Werbezwecks. Die einzelne Werbeanlage 
wird durch den Betrachter nicht mehr wahrgenommen. 

Werbeanlagen am Gebäude 
Die Werbeanlagen am Gebäude können sich insbesondere aus Fassadenwerbung, Ausle-
gern sowie Beschriftungen und Beklebungen von Markisen zusammensetzen. Überdach-
werbeanlagen sind in allen Zonen unzulässig, da sie die umgebende Bebauung überragen 
und damit die Dachlandschaft und das Siedlungsbild in der Fernwirkung dominieren.  

Die Grundsätze treffen Regelungen zur zulässigen Anzahl der Werbeanlagen pro Gebäude-
fassade und Betrieb. Dabei wird je nach Zielgruppe und stadträumlicher Bedeutung eine un-
terschiedliche Anzahl an Werbeanlagen zugelassen. In den von kleinteiligen Baustrukturen 
geprägten Bereichen sowie im Bereich der Stadteingänge, der wichtigen Verbindungsstra-
ßen sowie der hochwertigen Dienstleistungsbereiche (städtebaulich sensible Bereiche) ist 
eine geringere Anzahl an Werbeanlagen zulässig als in den gewerblich geprägten Berei-
chen. Letztgenannte besitzen aufgrund ihrer Nutzungen und Baustrukturen keine hohe städ-
tebauliche Qualität bzw. Bedeutung im Stadtgefüge und vertragen daher eine höhere Anzahl 
an Werbeanlagen. 

Zusätzlich zur maximalen Anzahl der Werbeanlagen an der Gebäudefassade ist in der Zone 
2 geregelt, dass Werbeanlagen nur in dem Geschoss zulässig sind, in dem der jeweilige Be-
trieb untergebracht ist. Werbeanlagen von Betrieben im Erdgeschoss dürfen dabei bis zu ei-
nem Abstand von 4,50 m über Straßenoberkante errichtet werden. In Zone 3 sind Werbean-
lagen, die an der Gebäudefassade angebracht werden, nur im Erdgeschoss und bis zu ei-
nem Abstand von 4,50 m über Straßenoberkante zulässig. Die Zahl der Ausleger ist auf ei-
nen pro Gebäude begrenzt. Die Zonen 2 und 3 sind durch einen kleinteiligen Nutzungsmix 
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aus Wohnen und Gewerbe geprägt. Mit dieser Regelung soll den Betrieben die Möglichkeit 
der Bewerbung ihrer Betriebe gegeben werden. Gleichzeitig soll der Wohncharakter der 
Obergeschosse gewahrt und damit der Nutzungsmix durch die optische Gliederung der Fas-
sade sichtbar sein.  

Für alle Zonen wird zur Sicherung einer ausreichenden Durchwegungshöhe festgelegt, dass 
Ausleger, die in einen Gehweg oder einen sonstigen Fußgängerbereich hinein ragen, in ei-
ner Mindesthöhe von 2,50 m über dem Gehweg bzw. dem Fußgängerbereich angebracht 
werden müssen. Zur Sicherung einer ausreichenden Durchfahrungshöhe wird außerdem 
festgelegt, dass Ausleger, die in eine Fahrbahn hinein ragen, in einer Mindesthöhe von 4,50 
m über der Fahrbahn angebracht werden müssen. 

Ergänzend zur zulässigen Anzahl an Werbeanlagen, die an der Gebäudefassade angebracht 
werden, ist die Beschriftung und Beklebung von Fenstern und Schaufenstern zulässig. Durch 
die Kombination von Beidem soll die ausreichende Bewerbung der Betriebe möglich sein. 

Freistehende Werbeanlagen 
Genau wie die zulässige Anzahl der Werbeanlagen an der Gebäudefassade wird auch die 
zulässige Anzahl der freistehenden Werbeanlagen begrenzt. Wesentliche Kriterien sind auch 
hier die Zielgruppe sowie die stadträumliche Bedeutung. Zudem spielen die Größe der Bau-
strukturen und damit die Grundstücksgrößen eine entscheidende Rolle. In den großflächigen 
gewerblichen Bereichen (große Grundstücke) sind mehr freistehende Werbeanlagen pro Be-
trieb bzw. Grundstückslänge zulässig als in den Bereichen mit kleinteiligem Nutzungsmix 
(kleine Grundstücke). In der Stadtmitte sind freistehende Werbeanlagen mit der Ausnahme 
von Hinweisbeschilderungen, Sammelwerbeanlagen, Werbeanlagen an Buswartehallen und 
Fremdwerbeanlagen komplett ausgeschlossen. Der Wirkungsbereich der Werbeanlagen ist 
hier auf den Nahbereich, im Wesentlichen Fußgänger, ausgelegt. Freistehende Werbeanla-
gen sind zur Erreichung einer ausreichenden Bewerbung der in der Stadtmitte ansässigen 
Betriebe nicht notwendig. Die Stadtmitte ist durch kleinteilige Einzelhandelsstrukturen, ein 
enges Stadtgefüge und ein feingliedriges Stadt- und Straßenbild mit Einzelkulturdenkmälern 
und ortsbildprägenden Gebäuden geprägt. Freistehende Werbeanlagen der in der Stadtmitte 
ansässigen Betriebe würden dieses stadträumliche Gefüge erheblich stören. 

Pylonen sind genau wie Überdachwerbeanlagen in allen Zonen unzulässig. Aufgrund ihrer 
Dimensionierung fügen sie sich nicht in das Stadtgefüge ein und dominieren ein Quartier in 
der Nah-, Mittel- und Fernwirkung. Von Pylonen geht eine Störung des Stadtbildes, der 
Stadtsilhouette und des Landschaftsbildes aus. 

Zusätzlich zur maximalen Anzahl an freistehenden Werbeanlagen ist die Aufstellung von 
Fahnenmasten zulässig. Die maximal zulässige Anzahl wird auch hier entsprechend der Kri-
terien für die maximale Anzahl der freistehenden Werbeanlagen begrenzt. In der Stadtmitte 
sind freistehende Werbeanlagen mit der Ausnahme von Hinweisbeschilderungen, Sammel-
werbeanlagen, Werbeanlagen an Buswartehallen, Fremdwerbeanlagen und städtischen 
Werbeanlagen generell unzulässig, demnach auch Fahnenmasten.  

Werbeanlagen an Schornsteinen, Stützmauern, Zäunen, Bäumen sowie auf Roll- und 
Klappläden 
Das Anbringen und Aufstellen von Werbeanlagen an Schornsteinen, Stützmauern, Zäunen, 
Bäumen sowie auf Roll- und Klappläden ist in allen Zonen unzulässig. Dadurch soll die un-
erwünschte Häufung von Werbeanlagen vermieden bzw. nicht weiter verschärft werden. Auf 
der Grundlage der Regelungen zu Werbeanlagen an Gebäuden sowie zu freistehenden 
Werbeanlagen wird den Betrieben eine ausreichende Möglichkeit zur Bewerbung ihrer Be-
triebe gegeben. 
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Hinweisschilder und Sammelwerbeanlagen 
Für Betriebe, die über eine Stich- oder Seitenstraße erschlossen sind oder sich auf einem 
rückwärtigen Grundstück oder Grundstücksteil befinden, ist ein Hinweisschild pro Zufahrts-
straße zulässig. Durch diese Hinweisschilder sollen die genannten Betriebe die Möglichkeit 
erhalten, an viel befahrenen Verkehrsstraßen für Ihren Betrieb zu werben. Gleichzeitig stel-
len die Hinweisschilder eine Orientierungshilfe für den Kunden dar und dienen damit der 
Verbesserung des Verkehrsflusses. Um der ungeregelten Häufung von Hinweisschildern an 
einer Zufahrtsstraße entgegenzuwirken, sind Hinweisschilder mehrerer Betriebe in einem 
einheitlichen Sammelschild zusammenzufassen. Die Vereinheitlichung dient der Übersicht-
lichkeit im Straßenraum und damit der besseren Orientierung der Verkehrsteilnehmer. Im 
Bereich der Stadtmitte werden diese Regelungen auf Hinweisschilder und Sammelwerbean-
lagen an den Eingängen zu Einkaufspassagen übertragen. 
 
Fremdwerbeanlagen und Werbeanlagen an Buswartehallen 
Neben den Werbeanlagen an der Stätte der Leistung gibt es in jedem Stadtgebiet Fremd-
werbeanlagen. Dies sind Werbeflächen, die an Betriebe für Werbezwecke vermietet werden, 
meist großflächige Plakatwände. Zu den Fremdwerbeanlagen zählen prinzipiell auch Werbe-
anlagen an Buswartehallen. Werbeanlagen an Buswartehallen dienen der Finanzierung der 
Buswartehallen und erfüllen damit einen wesentlichen Zweck zur Daseinsvorsorge. Daher 
werden hier gesonderte Regelungen getroffen. Um der unerwünschten Häufung von Fremd-
werbeanlagen sowie der Werbeanlagen an Buswartehallen entgegen zu wirken, müssen 
auch diese in ihrer Anzahl begrenzt werden.  

Für jeden Bereich wurde ein verträgliches Maß an Fremdwerbeanlagen in Form von Radien 
(Fremdwerbeanlage pro Radius) festgelegt. Dadurch wird gewährleistet, dass die Fremd-
werbeanlagen einen gewissen Abstand zueinander einhalten. Wesentliche Kriterien für die 
Festlegung der Radien sind der Wirkungsbereich des Gebietstyps sowie die stadträumliche 
Bedeutung. Dies hat z.B. zur Folge, dass im Bereich der Stadteingänge und wichtigen Ver-
bindungsstraßen aufgrund ihrer wichtigen Repräsentationsfunktion sowie im Bereich der 
Stadtmitte weniger Fremdwerbeanlagen zulässig sind als in den großflächigen gewerblichen 
Bereichen.  

In der Stadtmitte liegt das Hauptaugenmerk so viel wie in keinem anderen Bereich auf dem 
Gebäude selbst, was durch Werbeanlagen so wenig wie möglich verdeckt werden soll. Die 
Errichtung von Werbeanlagen soll daher auf das notwendige Maß beschränkt werden. 
Dadurch soll dem feingliedrigen Stadt- und Straßenbild der Stadtmitte mit Einzelkulturdenk-
mälern und ortsbildprägenden Gebäuden Rechnung getragen werden. Im Hinblick auf die Art 
der baulichen Nutzung ist die Stadtmitte im Wesentlichen durch Misch- und Kerngebiete ge-
prägt. Die Eigenart dieser Gebiete ist sowohl durch die Nutzung zum Wohnen als auch der 
Unterbringung nicht wesentlich störender Gewerbebetriebe gekennzeichnet. Zu letzterem 
gehören auch Fremdwerbeanlagen. Der Gebietscharakter beider Gebiete wird durch die Mi-
schung der unterschiedlichen Funktionen bestimmt. Ein kompletter Ausschluss von Fremd-
werbeanlagen in der Stadtmitte ist daher nicht zulässig.  

Werbeanlagen an Buswartehallen werden auf die Anzahl der zulässigen Fremdwerbeanla-
gen nicht angerechnet. An Buswartehallen wird die Anzahl der Werbeanlagen pro Buswarte-
halle begrenzt, um der unerwünschten Häufung entgegen zu wirken. 

Werbeanlagen zum Zweck der Daseinsvorsorge 
Im Stadtgebiet gibt es eine gewisse Anzahl an Werbeanlagen zum Zweck der Daseinsvor-
sorge. Diese dienen überwiegend der Bewerbung sozialer Zwecke und öffentlicher Veran-
staltungen. Werbeanlagen zum Zwecke der Daseinsvorsorge, die demnach öffentliche kultu-
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relle und traditionelle Veranstaltungen (z.B. Bad Vilbeler Markt, Theater, Kino Alte Mühle, 
Burgfestspiele) anpreisen, werden von der Gestaltungssatzung nicht berührt. 

6.2 Dimensionierung 

Neben Art, Anzahl und Anbringungsort von Werbeanlagen ist es von zentraler Bedeutung, 
die zulässigen Werbeanlagen in ihrer Dimensionierung zu begrenzen. Nur so kann die Ver-
träglichkeit der Werbeanlagen im Stadt- und Straßenraum hergestellt werden.  

Wesentliches Kriterium ist der Wirkungsbereich und damit die Zielgruppe der jeweiligen 
Werbeanlage. Um den Werbezweck zu erfüllen, muss eine Werbeanlage für einen Fußgän-
ger sowie den innerörtlichen Ziel- und Quellverkehr in der Stadtmitte kleiner sein, als eine 
Werbeanlage im Bereich der Stadteingänge und wichtigen Verbindungsstraßen, die auf den 
Durchgangsverkehr, den innerörtlichen Ziel- und Quellverkehr sowie den überörtlichen Ver-
kehr ausgerichtet ist.  

Weitere wichtige Kriterien sind die Baustruktur und die städtebauliche Qualität des jeweiligen 
Bereiches. In gewerblich geprägten Bereichen mit überwiegend großflächigen Hallenstruktu-
ren ist die städtebauliche Qualität wesentlich niedriger als im Bereich der Stadtmitte mit 
kleinteiligen Gebäudestrukturen und dem Vorhandensein von Einzelkulturdenkmälern und 
ortsbildprägenden Gebäuden. Dementsprechend unterschiedlich ist die Störwirkung, die von 
einer Werbeanlage ausgeht. Anhand der Störwirkung bemisst sich die Dimensionierung. 
Wichtig ist die verträgliche Maßstäblichkeit der Werbeanlage im Hinblick auf das stadträumli-
che Gefüge und die städtebauliche Qualität.  

Werbeanlagen am Gebäude 
Für Werbeanlagen, die an der Fassade angebracht werden, wird festgelegt, dass nur ein be-
stimmter Prozentsatz der Fassadenfläche durch die Werbeanlage bedeckt werden darf. 
Durch den Verzicht auf die konkrete Benennung von maximal zulässigen Größen, wird allen 
Gebäudegrößen Rechnung getragen. Dies betrifft in gleichem Maße Fenster- und Schaufen-
sterbeklebungen, für die ebenfalls Prozentsätze festgelegt werden. Fenster und Schaufens-
ter stellen gliedernde Fassadenelemente dar und sind daher nicht flächig zu bekleben. 

Für Ausleger, d.h. in den Straßenraum hineinragende Werbeanlagen, werden dagegen kon-
krete maximale Größen festgelegt. Da diese in den Straßenraum hineinragen, muss die Di-
mensionierung unabhängig von der Gebäudegröße bestimmt werden.  

Freistehende Werbeanlagen, Hinweisschilder und Sammelwerbeanlagen 
Um die verträgliche Maßstäblichkeit im Stadt- und Straßenraum zu gewährleisten, werden 
für freistehende Werbeanlagen (inklusive Fahnenmasten und Fahnen) sowie für Hinweis-
schilder und Sammelwerbeanlagen die maximalen Abmessungen festgelegt. Da diese eben-
so wie Ausleger eine Wirkung auf den öffentlichen Straßenraum unabhängig von der Ge-
bäudegröße des zugehörigen Betriebs entfalten, muss die Dimensionierung unabhängig von 
der Gebäudegröße bestimmt werden. Grundlage für die Regelung der maximalen Abmes-
sung freistehender Werbeanlagen stellen u.a. gängige Bogenformate von Werbeplakaten 
sowie gängige Größen von Fahnenmasten und Fahnen dar. Hinweisschilder und Sammel-
werbeanlagen sollen nicht als Hauptwerbeanlagen genutzt werden. Entsprechend werden 
die maximalen Abmessungen festgelegt.  

Fremdwerbeanlagen und Werbeanlagen an Buswartehallen 
Auch für Fremdwerbeanlagen und Werbeanlagen an Buswartehallen werden maximale Ab-
messungen festgelegt, um die verträgliche Maßstäblichkeit im Stadt- und Straßenraum zu 
gewährleisten. Als Grundlage dienen auch hier gängige Bogenformate von Werbeplakaten.  
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6.3 Gestaltung 

Neben den Regelungen zu Art, Anzahl und Anbringungsort sowie Dimensionierung von 
Werbeanlagen werden Vorschriften zur Gestaltung von Werbeanlagen getroffen. Das 
Grundprinzip besteht darin, Werbeanlagen so zurückhaltend zu gestalten, dass Sie das 
Straßen- und Stadtbild nicht dominieren. Zudem soll die Beeinträchtigung der Verkehrsteil-
nehmer durch Werbeanlagen vermieden werden. Aus diesem Grund darf die Beleuchtung 
der Werbeanlagen mit Wechselschaltung oder mit unverdeckten Leuchtmitteln nicht erfolgen. 
Außerdem ist die Verwendung von Signalfarben unzulässig.  

Des Weiteren müssen sich Werbeanlagen in die architektonische Gliederung des Gebäudes 
einfügen. Die architektonischen Elemente des Gebäudes sollen trotz Werbeanlagen sichtbar 
und erfahrbar bleiben.  
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7 Glossar 

Anschlag 
Anbringen von Anschlägen (Plakate, Zettel, Tafeln u.a.) auf Befestigungsflächen wie Plakat-
tafeln, Plakatsäulen und -ständern sowie Schaukästen. 

Architektonische Gliederung 
Die Gliederung der Fassade beziehungsweise des Baukörpers. Gliedernde Elemente stellen 
beispielsweise Fenster, Türen, Erker und Gesimse dar. 

Ausleger 
Der Ausleger (auch bekannt unter den Namen „Nasenschild“) ist eine traditionelle Form der 
Werbeanlagen. Es handelt sich dabei um ein Werbeschild, das rechtwinklig an der Haus-
wand eines Betriebes verankert wird. 

Exemplarische Skizze zur Begriffsdefinition „ Dimensionierung von Auslegern“: 

 

Bogenformat 
Plakate werden in Bogenformaten hergestellt. Ein 1/1-Bogen entspricht einer Größe von ei-
nem DIN A1 Format.  

Firmensignet 
Das Firmensignet ist das visuelle Zeichen einer Firma oder eines Unternehmens als Marke 
in grafisch gestalteter Form und besteht aus einem grafisch gestalteten Firmenschriftzug 
(Wortmarke), einem Bildzeichen (Bildmarke) oder einer Kombination der Beiden (Wort-Bild-
Marke). 

Fremdwerbeanlage 
Werbeanlagen die nicht an der Stätte der Leistung angebracht sind, sondern an einem ande-
ren Ort für die Leistungen eines Betriebes oder eines Produktes werben. 

Gebäudefassade 
Die Gebäudefassade bezeichnet einen Teil der sichtbaren Hülle eines Gebäudes bzw. die 
Außenwand eines Gebäudes. Eine Gebäudefassade entspricht somit einer Außenwand. Be-
standteil einer Gebäudefassade sind auch vorspringende Gebäudeteile wie Erker. 

http://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Werbeschild&action=edit&redlink=1
http://de.wikipedia.org/wiki/Zeichen
http://de.wikipedia.org/wiki/Firma
http://de.wikipedia.org/wiki/Marke_%28Recht%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Bildmarke
http://de.wikipedia.org/wiki/Wort-Bild-Marke
http://de.wikipedia.org/wiki/Wort-Bild-Marke
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Hinweisschild 
Ein Hinweisschild macht auf einen Betrieb aufmerksam, der über eine Stich- oder Seiten-
straße erschlossen wird oder sich auf einem rückwärtigen Grundstück oder Grundstücksteil 
befindet und damit von einer Hauptverkehrsstraße nicht unmittelbar sichtbar ist. Das Hin-
weisschild dient sowohl Werbezwecken als auch der Orientierung von Kunden. 
 
Ortsfest 
Als „ortsfest“ gelten Werbeanlagen, die an einer baulichen Anlage befestigt und mit dieser 
nicht nur für eine begrenzte Dauer verbunden sind. 

Pylon 
Der Werbepylon ist eine freistehende, oft säulen- oder stelenförmig aufragende Werbeanla-
ge. Ein Werbepylon weist eine Höhe von 5 m bis teilweise über 30 m auf und ist am oberen 
Ende der Säule oder Stele mit Logos, Großbuchstaben oder sonstigen Zeichen bzw. Symbo-
len versehen, die auf einen Betrieb hinweisen und für ihn werben. Große Werbepylonen sind 
auf Fernwirkung ausgelegt. Kleinere Pylonen sind oft Bestandteil von Leit- und Informations-
systemen und dienen dann zur Orientierung auf dem Gelände oder in Gebäuden. Werbepy-
lonen sind nachts oft beleuchtet.  
 
Sammelwerbeanlage 
Verschiedene Betriebe (z.B. aus derselben Straße) schließen sich zusammen und werben 
auf einer Anlage gemeinsam für ihre Leistungen oder Produkte. 

Seitenstraße 
Einer Zufahrtsstraße untergeordnete, von dieser abzweigende Straße, die zur Erschließung 
von Grundstücken dient. 

Signalfarben 
Bei einer Signalfarbe handelt es sich um eine besonders kräftige Farbe, die eine Signalwir-
kung besitzt und häufig speziell als Warnsignal dient. Zur Erhöhung der Signalwirkung wer-
den in manchen Bereichen Signalfarben in Neonfarben (Leuchtfarbe) ausgeführt. 

Überdachwerbeanlage 
Werbeanlagen die oberhalb der Firstlinie / Attika angebracht werden.  

Unverdeckte Leuchtmittel 
Lichtwerbeanlagen ohne Abdeckung (z.B. Neonröhren). 

Wechselschaltung 
Werbeanlagen mit wechselndem Licht (z.B. Anlagen mit Phasenschaltung oder laufendem, 
beweglichem oder blinkendem Licht).  

Werbeanlagen 
Als „Werbeanlagen“ werden im Baurecht ortsfeste beziehungsweise ortsfest genutzte Anla-
gen bezeichnet, welche vom öffentlichen Verkehrsraum beziehungsweise von öffentlichen 
Grünflächen aus sichtbar sind und 

 der Anpreisung, 

 der Ankündigung oder 

 als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf  

dienen. 

 

http://de.wikipedia.org/wiki/Signal
http://de.wikipedia.org/wiki/Signal
http://de.wikipedia.org/wiki/Warnsignal
http://de.wikipedia.org/wiki/Neonfarbe
http://de.wikipedia.org/wiki/Leuchtfarbe
http://www.juraforum.de/lexikon/baurecht
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Zufahrtsstraße 
Einer Hauptverkehrsstraße untergeordnete, von dieser abzweigende Straße, die zu einem 
Gewerbebetrieb führt. 
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9. Änderung des Bebauungsplanes "Krebsschere" in Bad Vilbel, Gemarkung Bad Vilbel nach dem 
Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB und frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß  
        § 3 Absatz 1 BauGB und der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 

 
Sachverhalt / Begründung 

Südlich der Nordumgehung Bad Vilbel (L 3008) und östlich der Bundesstraße B3 im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans „Krebsschere“ sind Gewerbegebiete ausgewiesen. Im Osten wird das Gebiet durch die 
Landschaftsbrücke sowie den Grünzug Krebsschere begrenzt. Im Süden an das Plangebiet schließen sich 
Gewerbe-, Misch- und Sondergebiete an.  
 
Der Erwerber des Grundstückes möchte einen innovativen Forschungs- und Technologiepark für die 
Ansiedlung von mittelständischen Unternehmen, Technologiekonzernen, Startups, Hochschulen und 
Universitäten entwickeln.  Vorgesehen ist im gesamten Planbereich nicht störendes Gewerbe mit hohen 
architektonischen Ansprüchen. Diese Bebauung bedarf einer Änderung des Bebauungsplanes. In der Anlage 1 
ist der geplante Geltungsbereich, der durch die Bebauungsplanänderung abgedeckt wird, dargestellt. Der 
räumliche Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung hat eine Größe von rund 15,3 ha. 
 
Notwendig ist die Modifizierung der Baufenster und der Geschossigkeit sowie Neuordnung des Straßensystems 
auf der Grundlage der bisherigen Grundsatzplanungen. Geplant ist ein anspruchsvolles Gebäudeensemble mit 
einem Campuscharakter unter Einbeziehung weitläufiger Platzflächen und Freiräumen. Die Investoren möchten 
eine innovative und einzigartige Architektur als repräsentatives architektonisches Gefüge errichten. 
 
Die Durchführung der 9. Änderung des Bebauungsplanes soll im Vollverfahren erfolgen.  
 
Gemäß § 1 Absatz 1 BauGB ist Aufgabe der Bauleitplanung, die bauliche und sonstige Nutzung der 
Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuches vorzubereiten und zu leiten. Gemäß § 1 (3) 
haben die Gemeinden die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung erforderlich ist.  
 
Die Grundstücke stehen im Eigentum der Stadt Bad Vilbel und werden einem Investor für die Realisierung des 
Projektes zur Verfügung gestellt.  
 
Die Erschließung ist überwiegend vorhanden und bedarfsgerecht zu ergänzen. 
 
Der regionale Flächennutzungsplan für die Region Frankfurt Rhein-Main stellt östlich der Bundesstraße B3 a 
Gewerbegebiet dar. Somit entwickelt sich die Planung aus dem Flächennutzungsplan für die Region Frankfurt-
Rhein-Main für den Teilbereich der Stadt Bad Vilbel. 
  
Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB wird eine Umweltprüfung 
durchgeführt. Die sonstigen fachtechnischen Untersuchungen (zum Beispiel für Schallschutz und Verkehr) sind 
Rahmen der Bauleitplanung zu veranlassen. 
 
Nach § 4 (1) BauGB wird eine frühzeitige Unterrichtung und Erörterung der TÖB und sonstigen Behörden 
durchgeführt werden. Die Beteiligung nach § 3 (1) BauGB erfolgt wie bisher durch eine 
Öffentlichkeitsveranstaltung und anschließender Möglichkeit auf die Dauer von zwei Wochen sich über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sowie ihren Auswirkungen zu unterrichten, es wird Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung gegeben. 
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Beschlussvorschlag 
 

 

1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 BauGB die 9. Änderung des Bebauungsplanes  
    "Krebsschere" in Bad Vilbel, Gemarkung Bad Vilbel. Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Plan  
     (Anlage 1) zeichnerisch dargestellt.  
2. a) Durchführung einer Öffentlichkeitsveranstaltung nach § 3 (1) BauGB. 
    b) Anschließend besteht die Möglichkeit auf die Dauer von zwei Wochen während der Dienststunden beim FD 
        Planung- und Stadtentwicklung im Rathaus, Am Sonnenplatz 1, 2. OG, vorzusprechen. Im Rahmen der  
        Öffentlichkeitsveranstaltung und der anschließenden zwei Wochen wird über die allgemeinen Ziele und  
        Zwecke der Planung sowie ihrer Auswirkungen unterrichtet werden; es wird auch Gelegenheit zur  
        Äußerung und Erörterung gegeben. 
    c) An die Unterrichtung und Erörterung schließt sich das Verfahren nach § 3 (2) BauGB auch an, wenn die  
        Erörterung zu einer Änderung der Planung führt. 
3. a) Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 (1) BauGB. 
    b) An die Beteiligung schließt sich das Verfahren nach § 4 (2) BauGB auch an, wenn die Erörterung zu einer  
        Änderung der Planung führt. 
 
 

 
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 

 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 

HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       

                  Kostenart       Kostenträger       
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 

 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter)  (Fachbereichsleiter / Dezernent ) 
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Aufstellung des Bebauungsplanes "Berkersheimer Weg" in Bad Vilbel, Gemarkung Bad Vilbel nach dem 
Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
 

 
Sachverhalt / Begründung 

 
Nördlich des Berkersheimer Weges stehen 2 Parzellen im Eigentum der Stadt Bad Vilbel, welche als Stellplätze 
für eine Liegenschaft in der Innenstadt dienen. In Richtung Bahnhof Bad Vilbel Süd schließt sich eine nicht 
bebaute Fläche an, die Bestandteil des Straßengrundstücks „Berkersheimer Weg“ ist und die nunmehr bebaut 
werden soll. Die Abgrenzung erfolgt durch einen öffentlichen Parkplatz im Osten der unbebauten Fläche. 
Südlich des geplanten Bebauungsplangebietes existiert ein allgemeines Wohngebiet mit vorwiegend Einzel- 
und Doppelhausbebauung. Nordwestlich des geplanten Baugebietes schließen sich Kleingärten und die Main-
Weser-Bahn an. Im Südosten der zukünftigen Baufläche bildet ein bestehender und teilweise zu verlegender 
Radweg die Abgrenzung des Baufeldes. In der Anlage 1 ist der geplante Geltungsbereich, der durch den neuen 
Bebauungsplan abgedeckt wird, dargestellt. 
 
Die Bebauung nordwestlich des Berkersheimer Weges bedarf einer Bauleitplanung. Der Bereich ist Bestandteil 
des im Zusammenhang bebauten Stadtteils, sodass das beschleunigte Verfahren für die Bauleitplanung nach § 
13a BauGB angewandt werden kann.  
 
Einer Bauleitplanung ist erforderlich, da sich nordwestlich des Berkersheimer Weges noch keine städtebauliche 
Struktur gebildet hat und somit eine Ergänzung nach § 34 BauGB nicht zugelassen werden kann.  
 
Gemäß § 1 Absatz 1 BauGB ist Aufgabe der Bauleitplanung, die bauliche und sonstige Nutzung der 
Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuches vorzubereiten und zu leiten. Gemäß § 1 (3) 
haben die Gemeinden die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung erforderlich ist.  
 
Mit Planfeststellungsbeschluss ist der Ausbau der Bahnstrecke rechtlich genehmigt. Der Baubeginn steht kurz 
bevor. Mit der Genehmigung sind Lärmschutzmaßnahmen rechtsverbindlich festgestellt und im Laufe der 
Baumaßnahmen sind diese zu erstellen. Die Schallschutzmaßnahmen sind so dimensioniert, dass die 
Grenzwerte auch für das neue Baugebiet ausreichend gegeben sind. Bei Bedarf wird eine ergänzende 
Begutachtung des Schallschutzes im Zuge der Bauleitplanung vorgesehen. 
 
Die Grundstücke stehen im Eigentum der Stadt Bad Vilbel und sollen mit preiswertem Mietwohnungsbau bebaut 
werden. Es sollen insbesondere Bewohner mit geringerem und mittlerem Einkommen untergebracht werden 
und somit zur Entspannung des Wohnungsmarktes in Bad Vilbel beigetragen werden. 
 
Die Erschließung ist durch den Berkersheimer Weg gesichert, mit Ausnahme der Hausanschlüsse sind keine 
Aufwendungen zu leisten. 
 
Der regionale Flächennutzungsplan für die Region Frankfurt Rhein-Main stellt  „Grünfläche- Wohnungsferne 
Gärten“  dar.  Die überplante Fläche im Bebauungsplan beträgt etwa 5.800 m² (Geltungsbereich). Die 
Gesamtfläche gliedert sich in eine Stellplatzfläche von ca. 1.500 m² (separates Grundstück), Straßenflächen mit 
Begleitgrün und Parkplätzen von ca. 2.500 m² und eine geplanten Baufläche von etwa 1.800 m². Da die 
zusätzlich erschlossene Fläche geringer als 1/2 Hektar groß ist, gilt diese aus Sicht der Regionalplanung nicht 
als raumbedeutsam. Der Flächennutzungsplan wird daher bei der nächsten Fortschreibung berichtigt. 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als Bestandteil 
der Innenentwicklung. Mit dem Planungsgebiet wird eine Grundfläche von weniger als 20.000 m² im Sinne des 
§ 13a Abs. 1 Satz 2 BauGB ausgewiesen. Somit sind die Voraussetzungen zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren nach § 13a gegeben. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Aufstellung des Bebauungsplanes ohne Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB 
durchgeführt wird. 
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Im Zuge der Bauleitplanung für das vorgenannte Gebiet wird der für die Bebauung vorgesehene Teil des 
Straßengrundstücks entwidmet. 
 
 

Beschlussvorschlag 
 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes 
"Berkersheimer  Weg" in Bad Vilbel, Gemarkung Bad Vilbel im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB. 
Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Plan (Anlage 1) zeichnerisch dargestellt und umfasst Flächen 
westlich des Berkersheimer Weges.    

 

 
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 

 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 

HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       

                  Kostenart       Kostenträger       
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 

 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter)  (Fachbereichsleiter / Dezernent ) 
 







 

 Vorlagen-Nummer: 2017/147 

  

Dienststelle: 60 FB Technische Dienste / Bauwesen Bad Vilbel, 17.08.2017 
Sachbearbeiter / in: Stadtrat Wysocki 
 
Vorlage für: 

Magistrat 21.08.2017 

Ortsbeirat Heilsberg 31.08.2017 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 05.09.2017 

Stadtverordnetenversammlung 12.09.2017 
 
Betreff 
 

1. Änderung des Bebauungsplanes "Carl-Schurz-Siedlung" in Bad Vilbel, Gemarkung  Bad Vilbel nach 
dem Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB  
 

 
Sachverhalt / Begründung 

 
Im Süden des Heilsbergs wurde die ehemalige Unterkunft der amerikanischen Streitkräfte in ein allgemeines 

Wohngebiet mit vorwiegend Einzel-, Doppelhausbebauung und Hausgruppen überplant. Im Zentrum existierte 

ein Kraftwerk, welches nicht mehr benötigt wird.  

 

Im Zuge einer Folgenutzung bedarf es der 1. Änderung des Bebauungsplans „Carl-Schurz-Siedlung“. Der 

Bereich ist Bestandteil des überplanten Baugebiets und hat eine Fläche von 1.898 m², sodass das 

beschleunigte Verfahren für die Bauleitplanung nach § 13 a BauGB angewandt werden kann. Eine 

Bauleitplanung ist erforderlich, da sich südlich der Steubenstraße noch keine städtebauliche Struktur gebildet 

hat und somit eine Ergänzung nach § 30 BauGB nicht ohne Änderung der Bauleitplanung zugelassen werden 

kann.  

 

Gemäß § 1 Absatz 1 BauGB ist Aufgabe der Bauleitplanung, die bauliche und sonstige Nutzung der 

Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuches vorzubereiten und zu leiten. Gemäß § 1 (3) 

haben die Gemeinden die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung 

und Ordnung erforderlich ist.  

 

Vorgesehen ist eine Nutzung als allgemeines Wohngebiet (WA).  

 

In der Anlage 1 ist der geplante Geltungsbereich, die durch die 1. Änderung des Bebauungsplans abgedeckt 

wird, dargestellt. 

 

Das Grundstück steht im Eigentum der Stadt Bad Vilbel und soll mit Wohngebäuden bebaut werden. 

Städtebaulich soll das Gebiet an den Bestand der Umgebung angepasst werden. 

 

Es ist an die Bildung von 5 bis 6 kleineren Baugrundstücken gedacht, die vorzugsweise Bad Vilbelern mit 

starkem ehrenamtlichem Engagement, insbesondere auch im Bereich des ehrenamtlichen Feuerwehrwesens, 

angeboten werden sollen. 

 

Die Erschließung ist weitgehend vorhanden und geringfügig durch einen Stichweg zu ergänzen. 

 

Der regionale Flächennutzungsplan für die Region Frankfurt Rhein-Main stellt Wohnbaufläche dar. 

 
 

Beschlussvorschlag 
 

 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 BauGB die Aufstellung der 1. Änderung des 

Bebauungsplanes "Carl-Schurz-Siedlung" in Bad Vilbel, Gemarkung Bad Vilbel im beschleunigten Verfahren 

nach § 13 a BauGB. Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Plan (Anlage 1) zeichnerisch dargestellt und 

umfasst Flächen südlich der Steubenstraße. 
 

 
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 

 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 
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Haushaltsplan 

HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       

                  Kostenart       Kostenträger       
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 

 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter)  (Fachbereichsleiter / Dezernent ) 
 



 

 

Lageplan und Luftbild mit Geltungsbereich 

1. Änderung des Bebauungsplans „Carl-Schurz-Siedlung“ in Bad Vilbel 

 
 

 

  

 

 

 

Geltungsbereich der 1. Änderung 

Geltungsbereich des Bpl. 



 

 
 
Bebauungsvorschlag 

 

 





 

 Vorlagen-Nummer: 2017/103 

  

Dienststelle: 60 FB Technische Dienste / Bauwesen Bad Vilbel, 22.06.2017 
Sachbearbeiter / in: Herr Biermann 
 
Vorlage für: 

Magistrat 31.07.2017 

Ortsbeirat Dortelweil 30.08.2017 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 05.09.2017 

Stadtverordnetenversammlung 12.09.2017 
 
Betreff 
 

a) Beschlussfassung über die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen mit Anregungen gem. §§ 3 (2) und 4 
(2) BauGB sowie gem. § 4a (3) BauGB zur förmlichen Beteiligung und erneuten eingeschränkten Beteiligung  
der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 

 

 

 
Sachverhalt / Begründung 

Sachverhalt/ Begründung:  
Am 28.06.2016 hat die Stadtverordnetenversammlung den Beschluss gefasst, für den Bereich „Auf der Scheer“ 
eine 3. Änderung des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren nach §13a BauGB durchzuführen. 
Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wurde abgesehen.  
Der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB und den berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (2) BauGB wurde Gelegenheit zur Stellungnahme in der Zeit vom 25.07.2016 bis einschließlich 
02.09.2016 gegeben. 
Im Anschluss an die Verfahren nach § 3 (2) BauGB und § 4 (2) BauGB wurde der Bebauungsplanentwurf ge-
ändert. Die Änderung bezieht sich auf die Änderung der bisherigen Festsetzung „Öffentliche Verkehrsfläche“ für 
einen vorhandenen Weg am Nordrand des Plangebietes. Da dieser Weg hauptsächlich der Erschließung der 
angrenzenden  landwirtschaftlichen Flächen dienen soll, erhält die Festsetzung nun auch eine entsprechende 
Zweckbestimmung. Der Weg wird als „Öffentliche Verkehrsfläche – Landwirtschaftlicher Weg“ festgesetzt.  
Gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB wurde der von der Änderung  betroffenen Öffentlichkeit sowie den berührten 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange dies zur Stellungnahme vorgelegt, bzw. in einer verkürzten 
Auslegungsfrist vom 30.03.2017 bis einschließlich 21.04.2017 öffentlich ausgelegt.  
In der Anlage sind die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen mit Anregungen der berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen, welche während 
der Offenlage und der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit  und der berührten Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange vorgebracht wurden, beigefügt. 
Ebenfalls beigefügt sind die entsprechenden Beschlussvorschläge. 
Der FD Planung- und Stadtentwicklung empfiehlt, diesen Beschlussvorschlägen zu folgen und sie als Stellung-
nahme der Stadt Bad Vilbel zu beschließen. 
 

Beschlussvorschlag 
 

 

 
Nach eingehender Beratung stimmt die Stadtverordnetenversammlung den als Anlage beigefügten Beschluss-
vorlagen über die Behandlung der abwägungsrelevanten Stellungnahmen, die im Verfahren nach § 4 (2) BauGB, 
während der öffentlichen Auslegung nach § 3 (2) BauGB sowie im eingeschränkten Beteiligungsverfahren ge-
mäß § 4a (3) BauGB zum Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes „Auf der Scheer“, Bad Vilbel - Dortel-
weil, Gemarkung Dortelweil, abgegeben worden sind, zu. 
 
 

 
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 

 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 

HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       

                  Kostenart       Kostenträger       
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 

 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter)  (Fachbereichsleiter / Dezernent ) 



 

 

 

 

 

 

Bebauungsplan "Auf der Scheer - 3. Änderung" 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschläge zu Stellungnahmen  

aus der Beteiligung gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB 

 

Stand: 21.06.2017 
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Stadt Bad Vilbel: Bebauungsplan "Auf der Scheer - 3. Änderung" 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB 
 
 
Im Schreiben vom 22.07.2016 wurden mit der Bitte um Stellungnahme bis zum 
02.09.2016 folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange aufgefordert: 

 Amt für Bodenmanagement Büdingen, 63654 Büdingen 

 Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V., Frau Sabine Krüger, 61169 
Friedberg 

 Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland, LV Hessen e.V., 60599 Frankfurt am 
Main 

 Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland, Kreisverband Wetterau, Monika 
Mischke, 61118 Bad Vilbel 

 Deutsche Gebirgs- und Wandervereine, LV Hessen, Verteilerstelle Götz, 61276 Weil-
rod 

 Gemeindevorstand Niederdorfelden, 61138 Niederdorfelden 

 Hessen Archäologie, 65203 Wiesbaden 

 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement Gelnhausen, 63571 Gelnhausen 

 Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V., 61209 Echzell 

 Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg, 61169 Friedberg 

 Kreisausschuss des Wetteraukreises, FD Strukturförderung und Umwelt, 61169 
Friedberg 

 Landesamt für Denkmalpflege Hessen, 65203 Wiesbaden 

 Landesjagdverband Hessen e.V., 61216 Bad Nauheim 

 Landrat des Wetteraukreises, Schulverwaltung, 61169 Friedberg 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FB Soziale Sicherung, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Straßenverkehrsbehörde, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FB Öffentliche Sicherheit und Ordnung, 61118 Bad 
Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Liegenschaftsverwaltung, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FB Finanzverwaltung, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Betriebshof, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Tiefbau / Abwasser, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Park- und Gartenanlagen, etc., 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Wohnungswesen, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Karben, Stadtplanungsamt, 61184 Karben 

 Naturschutzbund Deutschland (NABU), LV Hessen, 35578 Wetzlar 

 NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH (per Mail) 
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 Oberhessische Versorgungsbetriebe AG, 61169 Friedberg 

 Polizeipräsidium Mittelhessen, Regionaler Verkehrsdienst Wetterau, 61169 Friedberg 

 Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, 
64283 Darmstadt 

 Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt am Main e.V., 61169 Friedberg 

 Regionalverband Frankfurt RheinMain, 60329 Frankfurt am Main 

 Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH, 65719 Hofheim 

 Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, LV Hessen, 65203 Wiesbaden 

 Staatliches Landratsamt, Hauptabteilung LFN, 61169 Friedberg 

 Staatliches Schulamt für den Hochtaunuskreis und den Wetteraukreis, 61169 Fried-
berg 

 Stadtwerke Bad Vilbel GmbH, 61118 Bad Vilbel 

 Verband Hessischer Fischer e.V., 65185 Wiesbaden 

 

 

Keine Stellungnahme abgegeben haben die folgenden Träger öffentlicher Belange: 

 Landesamt für Denkmalpflege Hessen, 65203 Wiesbaden 

 Landrat des Wetteraukreises, Schulverwaltung, 61169 Friedberg 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FB Soziale Sicherung, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Straßenverkehrsbehörde, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FB Finanzverwaltung, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Betriebshof, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Tiefbau / Abwasser, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Park- und Gartenanlagen, etc., 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Wohnungswesen, 61118 Bad Vilbel 

 Magistrat der Stadt Karben, Stadtplanungsamt, 61184 Karben 

 Staatliches Landratsamt, Hauptabteilung LFN, 61169 Friedberg 

 

 

Keine Anregungen oder Hinweise geäußert haben die folgenden Träger öffentlicher 
Belange: 

 Gemeindevorstand Niederdorfelden, 61138 Niederdorfelden 

 Hessen Archäologie, 65203 Wiesbaden 

 Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg, 61169 Friedberg 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FB Öffentliche Sicherheit und Ordnung, 61118 Bad 
Vilbel 

 NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH 
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 Oberhessische Versorgungsbetriebe AG, 61169 Friedberg 

 Polizeipräsidium Mittelhessen, Regionaler Verkehrsdienst Wetterau, 61169 Friedberg 

 Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH, 65719 Hofheim 

 Staatliches Schulamt für den Hochtaunuskreis und den Wetteraukreis, 61169 Fried-
berg 

 Stadtwerke Bad Vilbel GmbH, 61118 Bad Vilbel 

 

 

Hinweise geäußert haben die folgenden Träger öffentlicher Belange: 

 Regionalverband Frankfurt RheinMain, 60329 Frankfurt am Main 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und ggf. beachtet werden. 

 

 

Anregungen, z.T. mit Hinweisen geäußert haben folgende Träger öffentlicher Belange: 

 Amt für Bodenmanagement Büdingen, 63654 Büdingen 

 BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland, LV Hessen e.V.(auch für: Botanische 
Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V., Deutsche Gebirgs- und Wandervereine, LV Hes-
sen e.V., Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V., Landesjagdverband 
Hessen e.V., Naturschutzbund Deutschland, LV Hessen e.V., Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald, LV Hessen e.V., Verband Hessischer Fischer e.V.) 

 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement Gelnhausen, 63571 Gelnhausen 

 Kreisausschuss des Wetteraukreises, FD Strukturförderung und Umwelt, 61169 
Friedberg 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Liegenschaftsverwaltung, 61118 Bad Vilbel 

 Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, 
64283 Darmstadt 

 Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt am Main e.V., 61169 Friedberg 
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Stellungnahmen aus der § 3 (2)-Beteiligung  

mit Anregungen  und / oder Hinweisen 
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A 1 
(Anre-
gung) 

A 2 

 

 

 

 

 

 

A 3 

 

 

 

A 4

Michael Steinmetz, Außenliegend 42, 61118 Bad Vilbel 

Stellungnahme vom 01.09.2016 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Anregung A 1, bei Pflanzungen auf mögliche negative Auswirkungen auf den 
angrenzenden Acker zu achten, betrifft nicht den Inhalt des Bebauungsplans und 
wird daher außerhalb des Verfahrens zur Kenntnis genommen. 

 

Der Anregung A 2, das Schulgelände wegen der gestiegenen Schülerzahlen mit 
einem zusätzlichen Lärm- und Sichtschutz zu versehen, wird nicht gefolgt. 

Gemäß der Aussage vom 28.02.2017 des mit der Beurteilung der Geräuschimmis-
sionen beauftragten Büros Phikon ergeben sich gegenüber den bislang getätigten 
Prognosen hinsichtlich der Geräuschimmissionen in der Wohnnachbarschaft keine 
relevanten Änderungen. Zudem sind die durch spielende Kinder und Jugendliche 
hervorgerufenen Geräuschimmissionen als sozialadäquat und somit als grundsätz-
lich zumutbar zu bewerten.  

Da die neuen Stellplätze lediglich durch die Schulmitarbeiter genutzt werden sol-
len, ergeben sich nach Auffassung der Stadt auch hierdurch keine erheblichen 
Lärmbelastungen. 

 

Die Anregung A 3, weitere Schulerweiterungen zulasten der bestehenden land-
wirtschaftlichen Flächen nicht zuzulassen, betrifft nicht den Inhalt des vorliegenden 
Bebauungsplans und wird daher außerhalb des Verfahrens zur Kenntnis genom-
men. 

 

Die Anregung A 4, über die mittel- und langfristige Entwicklung der Schule zu in-
formieren, betrifft nicht den Inhalt des vorliegenden Bebauungsplans und wird da-
her außerhalb des Verfahrens zur Kenntnis genommen. 
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Stellungnahmen aus der § 4 (2)-Beteiligung 

mit Anregungen und / oder Hinweisen  
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A 1 

(Anre-
gung) 

 

Amt für Bodenmanagement Büdingen, 63654 Büdingen 

Stellungnahme vom 11.08.2016 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Anregung A 1, in die Planzeichnung einen Hinweis auf die Datengrundlage 
aufzunehmen, wird gefolgt. 
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A 1 

A 2 

 

A 3 

BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland, LV Hessen e.V. (auch für: 
Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V., Deutsche Gebirgs- und 
Wandervereine, LV Hessen e.V., Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Na-
turschutz e.V., Landesjagdverband Hessen e.V., Naturschutzbund Deutschland, 
LV Hessen e.V., Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, LV Hessen e.V., Verband 
Hessischer Fischer e.V.) 

vertreten durch: 

Monika Mischke, Alte Frankfurter Straße 60, 61118 Bad Vilbel 

Stellungnahme vom 02.09.2016 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Anregung A 1, im Bebauungsplan Angaben zur Art der geplanten Sportanla-
gen sowie zu Stellplätzen für Autos und Fahrräder zu ergänzen, wird nicht gefolgt. 

Die konkreten Planungen für Sportanlagen und Stellplätze erfolgen im Rahmen 
des Baugenehmigungsverfahrens. Die Festsetzungen des Bebauungsplans hin-
sichtlich der möglichen baulichen Nutzung sind hierbei einzuhalten. 

 

Der Anregung A 2, ein kleines offenes Parkhaus vorzusehen, wird nicht gefolgt.  

Die Anordnung eines Parkhauses im Bereich der Schule lässt sich unter Berück-
sichtigung der bereits bestehenden Gebäude und Flächennutzungen nicht realisie-
ren. 

 

Der Anregung A 3, die Vorgaben der Stellplatzsatzung einzuhalten und wenn 
möglich zu erweitern, wird im Rahmen der vorliegenden Planung nicht gefolgt. 

Die Vorgaben der Stellplatzsatzung werden durch die vorliegende Planung nicht 
berührt. Die Einhaltung der Stellplatzsatzung ist im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens sicherzustellen. Für eine Erweiterung der darin getroffenen Rege-
lungen wird kein Bedarf gesehen. 
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A 1 

 

 

H 

(Hinweis) 

 

 

 

 

 

 

 

 

A 2 

 

H

Hessen Mobil, 63556 Gelnhausen 

Stellungnahme vom 01.09.2016 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Anregung A 1, den im Geltungsbereich enthaltenen 1 m breiten Streifen der 
Bauverbotszone ins Planbild aufzunehmen, wird gefolgt. 

Die Planzeichnung wird entsprechend um diesen zeichnerischen Hinweis ergänzt. 

 

Die Hinweise zum Oberflächenwasser von der Kreisstraße und zu Wässern aus 
dem Plangebiet werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Baugeneh-
migungsplanung ggfs. beachtet werden. 

 

Der Anregung A 2, dass die Nicht-Übernahme von Schutzmaßnahmen durch 
Hessen Mobil gegen Emissionen der Kreisstraße in den Textteil des Bebauungs-
plans aufgenommen werden sollte, wird gefolgt. 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 

Der Hinweis, dass z.Zt. keine Straßenbaumaßnahmen im Bereich des Plangebiets 
vorgesehen sind, wird zur Kenntnis genommen. 
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Kreisausschuss des Wetteraukreises, FD Strukturförderung, 61169 Friedberg 

Stellungnahme vom 26.08.2016 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Hinweis zur Anlage von Zisternen wird zur Kenntnis genommen. 
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A 1 
 

Der Anregung A 1, aus der Vorschlagsliste einige Pflanzenarten zu streichen, wird 
gefolgt. 

Die Vorschlagsliste wird entsprechend geändert. 
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Sehr geehrte Frau Diesing, 
 
hinsichtlich  des Entwurfes 3. Änderung „Auf der Scheer“ bestehen unter bestimmten Voraus-
setzungen Nachzahlungsverpflichtungen gegenüber dem Alteigentümer. 
Der Auftraggeber zur Änderung des B-Planes muß somit die finanziellen Auswirkungen be-
denken bzw. kalkulieren. 
Auf Seite 5 der Begründung zum Entwurf B-Plan 3. Änderung wird in der nordwestlichen 
Ecke ein Bereich mit „Ausklinkung“ bezeichnet. 
Bitte diese Ausklinkung in Länge und Breite (somit Veränderung) bemaßen. 
Dies ist aus unserer Sicht eine Nachzahlungsfläche. 
  
Im rechtskräftigen B-Plan 2. Änderung ist die „ Öffentliche Verkehrsfläche -
Landwirtschaftlicher Weg“ bezeichnet. Im Entwurf B-Plan 3. Änderung ist gemäß Seite 5 
vorletzter Absatz der Begründung, entfällt die bisherige Zweckbestimmung „landwirtschaftli-
cher Weg“. Dies Entfall führt nur zu unnötiger Komplikationen mit dem Alteigentümer (we-
gen der Nachzahlungsverpflichtung) und den Landwirten (ehemaligen Forderung zum B-
Plan). Die Beibehaltung des jetzigen Status würde auch die verkehrliche Anbindung der neu-
en Stellplätze ermöglichen. Anlieger dürfen selbstverständlich auch landwirtschaftliche Wege 
befahren. 
  
  
  
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
  
Albrecht Kliem 
Der Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
Fachdienst Liegenschaftsverwaltung 
Albrecht.Kliem@bad-vilbel.de 
  
Postanschrift: 
Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 
Tel: (06101) 602-225 Fax: (06101)602-361 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

A 1 

 

 

 

A 2 

Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Liegenschaftsverwaltung, 61101 Bad Vilbel 

Stellungnahme vom 29.08.2016 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Anregung A 1, die nicht mehr festgesetzte Fläche zu bemaßen, wird dahinge-
hend gefolgt, als dass in der Begründung die entsprechende Flächengröße ange-
geben wird. 

Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

 

Der Anregung A 2, die Zweckbestimmung "landwirtschaftlicher Weg" in den Fest-
setzungen zu ergänzen, wird gefolgt. 

Die entsprechende Festsetzung im Bebauungsplan wird geändert und die Planung 
erneut offengelegt. 

 

 

 

mailto:Albrecht.Kliem@bad-vilbel.de
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 Regierungspräsidium Darmstadt . 64278 Darmstadt  

  

 
Magistrat  
der Stadt Bad Vilbel 
Postfach 1150 

61101 Bad Vilbel 

Unser Zeichen:  III 31.2-61d 02/01-104 

  

Ihr Ansprechpartner: Petra Langsdorf 

Zimmernummer: 3.11 

Telefon/ Fax:  06151 12 6321/12 8914 

E-Mail:petra.langsdorf@rpda.hessen.de 

Datum:  5. September 2016 

 

Bauleitplanung der Stadt Bad Vilbel, Stadtteil Dortelweil 
Bebauungsplan „Auf der Scheer“, 3. Änderung 
 
Stellungnahme nach § 4 Abs. 2 i. V. m. mit § 13 a BauGB 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aus regionalplanerischer Sicht wird festgestellt, dass der Plangeltungsbereich des Bebau-
ungsplans „Auf der Scheer“, 3. Änderung innerhalb eines im RPS/RegFNP 2010 festgelegten 
„Vorranggebietes für Industrie und Gewerbe“ gelegen ist. Bereits mit der 2. Änderung wurde die 
Ausweisung einer Gemeinbedarfsfläche zur Ansiedlung der Europäischen Schule RheinMain 
und eines Kindergartens planungsrechtlich vorbereitet. Mit der nun konzipierten Änderung sol-
len auf einer im nördlichen Teil des Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Auf der Scheer“, 2.  
Änderung, gelegenen ca. 0,9 ha großen Fläche die Einrichtung zusätzlicher Stellplätze sowie 
die Erweiterung der befestigten Schul-/Sportanlagen um ca. 3.000 qm ermöglicht werden. Re-
gionalplanerische Bedenken bestehen gegen diese Änderungsplanung nicht. 

Aus der Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege nehme ich wie folgt Stellung: 

Von dem Vorhaben sind keine Schutzgebiete betroffen. Hinsichtlich weiterer naturschutzfachli-
cher Belange wird auf die Stellungnahem der zuständigen unteren Naturschutzbehörde verwie-
sen. 

Von Seiten der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt wird ausgeführt: 

Bodenschutz West      

Nachsorgender Bodenschutz: 

In der Begründung des Bebauungsplans wird darauf hingewiesen, dass der Stadt Bad Vilbel 
keine diesbezüglichen Hinweise vorliegen. Ich gehe daher davon aus, dass eine entsprechende 
Überprüfung der überplanten Fläche erfolgt ist. Auch mir sind schädliche Bodenveränderungen, 
Verdachtsflächen, Altlasten bzw. altlastverdächtige Flächen (§ 2 Abs. 3-6 BBodSchG) im Gel-
tungsbereich des vorgelegten Bebauungsplans unter Berücksichtigung des zum Überprüfungs-
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Regierungspräsidium Darmstadt, 64278 Darmstadt 

Stellungnahme vom 05. September 2016 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Hinweis, dass das Plangebiet zwar innerhalb einer im RPS/RegFNP 2010 als 

"Vorranggebiet für Industrie und Gewerbe" festgelegten Fläche liegt, aber aus re-
gionalplanerischer Sicht gegen die Planung keine Bedenken bestehen, wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

Der Hinweis, dass aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege keine 

Schutzgebiete betroffen sind und auf die Stellungnahme der unteren Naturschutz-
behörde verwiesen wird, wird zur Kenntnis genommen. 
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termin 03.08.2016 verfügbaren Kenntnisstandes (Informationsstand nach vorliegender Akten- 
und Kartenlage, ALTIS-Einträge) nicht bekannt. Ich weise allerdings daraufhin, dass die ALTIS-
Datenbank ständig fortgeschrieben wird. 

Vorsorgender Bodenschutz 

Die Verpflichtung nach § 1 Abs. 6 BauGB, Belange des Umweltschutzes (und damit die Auswir-
kungen auf den Boden) zu berücksichtigen, gilt auch in diesem Fall des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB, Bebauungspläne der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB, bei dem 
keine Umweltprüfung erforderlich ist. 

Die vorgelegte Planänderung enthält Aussagen zum vorsorgenden Bodenschutz. Im Fall des 
vorgelegten Bebauungsplanes handelt es sich um eine Anpassung der vorgesehenen Grünflä-
che gegenüber der ursprünglichen Planung. Es handelt sich um eine Erweiterung der befestig-
ten Freiflächen für Schul-/Sportanlagen und Schaffung von zusätzlichen Stellplätzen im öffentli-
chen Verkehrsraum am Nordrand des Planungsgebiets. Die vorgelegte Planung orientiert sich 
an den derzeitigen Nutzungen. Änderungen gegenüber der bestehenden Nutzung sind nicht 
vorgesehen. 

Die Ausführungen hinsichtlich des vorsorgenden Bodenschutzes sind ausreichend. Trotzdem 
möchte ich auf die „Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von Bodenschutzbelangen in der Abwä-
gung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hessen“ des hessischen Umweltministeriums 
hinweisen. 

In der Begründung ist neben dem nachsorgenden Bodenschutz auch der vorsorgende Boden-
schutz anzusprechen. Anderenfalls wäre die Planung infolge eines zu unterstellenden Abwä-
gungsmangels später rechtlich angreifbar. 

Immissionsschutz (Lärm, Erschütterung, EMF)  

Laut den Angaben in der Begründung zum Bebauungsplan soll durch die vorgesehene Planung 
u. a. eine Erweiterung der befestigten Freiflächen für Schul- / Sportanlagen planungsrechtlich 
abgesichert werden.  

Die schalltechnische Bewertung der Sportanlagen wurde im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens mit einer schalltechnischen Untersuchung des Ingenieurbüros Phikon durchgeführt. 
Sollten sich durch die 3. Änderung des Bebauungsplans auch Änderungen zu den in der schall-
technischen Untersuchung getroffenen Annahmen und Randbedingungen (z. B. Veränderung 
der Lage der Sportflächen, andere Nutzung o. ä.) ergeben, ist aus immissionsschutzrechtlicher 
Sicht ist der Nachweis zu erbringen, dass der Stand der Schallschutztechnik sowie die progno-
stizierten Beurteilungspegel auch dann eingehalten werden. 

Allgemein: 

Sobald der o. a. Bauleitplan rechtsverbindlich geworden ist, wird um Übersendung einer Mehr-
ausfertigung in der bekannt gemachten Fassung an das Regierungspräsidium Darmstadt, Abtei-
lung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt, Gutleutstraße 114, 60327 Frankfurt, gebeten. 

H 
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A 1 

Der Hinweis, dass keine schädlichen Bodenveränderungen im Plangebiet bekannt 

sind, dass die betreffende Datenbank allerdings ständig fortgeschrieben wird, wird 
zur Kenntnis genommen. 

 

Der Hinweis, dass die Ausführungen hinsichtlich des vorsorgenden Bodenschut-

zes ausreichen, es aber eine entsprechende Arbeitshilfe des hessischen Umwelt-
ministeriums gibt, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Der Anregung A 1, im Falle einer durch die Bebauungsplanänderung verursach-

ten Änderung der Randbedingungen den immissionsschutzrechtlichen Nachweis 
zu erbringen, dass der Stand der Schallschutztechnik sowie die prognostizierten 
Beurteilungspegel eingehalten werden, wird gefolgt. 

Gemäß der Aussage vom 28.02.2017 des mit der Beurteilung der Geräuschimmis-
sionen beauftragten Büros Phikon ergeben sich gegenüber den bislang getätigten 
Prognosen hinsichtlich der Geräuschimmissionen in der Wohnnachbarschaft keine 
relevanten Änderungen. Analog zu den bislang getätigten Prognosen wurde davon 
ausgegangen, dass PKW-Parkvorgänge und Fahrten weiterhin unberücksichtigt 
bleiben sollen.  

Da die neuen Stellplätze lediglich durch Schulmitarbeiter genutzt werden sollen, 
ergeben sich nach Auffassung der Stadt auch hierdurch keine erheblichen Lärmbe-
lastungen. 
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Von der Bergaufsicht wird mitgeteilt, dass als Datengrundlage für die Stellungnahme folgende 
Quellen herangezogen wurden: 

Hinsichtlich der Rohstoffsicherung: Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennutzungsplan 
2010, Rohstoffsicherungskarte (KRS 25) des HLNUG;  

Hinsichtlich der aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe: vorliegende und genehmigte Be-
triebspläne;  

Hinsichtlich des Altbergbaus: bei der Bergaufsicht digital und analog vorliegende Risse, in der 
Datenbank vorliegende Informationen, Kurzübersichten des ehemaligen Bergamts Weilburg 
über früheren Bergbau. Die Recherche beruht auf den in Inhaltsverzeichnissen des Aktenplans 
inventarisierten Beständen von Berechtsams- und Betriebsakten früherer Bergbaubetriebe und 
in hiesigen Kartenschränken aufbewahrten Rissblättern. Die Stellungnahme basiert daher 
hinsichtlich des Altbergbaus auf einer unvollständigen Datenbasis. 

Anhand dieser Datengrundlage wird zum Vorhaben wie folgt Stellung genommen: 

Rohstoffsicherung: Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflächen betroffen. 

Aktuelle Betriebe: Es befinden sich keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe im 
Planbereich und dessen näherer Umgebung. 

Gefährdungspotential aus früheren bergbaulichen Tätigkeiten: Im Plangebiet ist meinen Unter-
lagen zufolge bisher kein Bergbau umgegangen.  

Dem Vorhaben stehen aus Sicht der Bergbehörde keine Sachverhalte entgegen. 

Der Kampfmittelräumdienst wurde nicht beteiligt. Ich beteilige den Kampfmittelräumdienst 
im Rahmen von Bauleitplanverfahren ausnahmsweise nur dann, wenn von gemeindlicher Seite 
im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkrete Hinweise auf das mögliche Vorkommen von 
Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir von Ihnen zugeleiteten Bauleitplanverfahren haben Sie 
keine Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb habe ich den zentralen Kampfmittelräumdienst 
nicht beteiligt. Es steht Ihnen jedoch frei, den Kampfmittelräumdienst direkt zu beteiligen. Münd-
liche Anfragen können Sie an Herrn Schwetzler, Tel. 06151-125714, richten. Schriftliche Anfra-
gen sind an das Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat I 18, Zentraler Kampfmittelräum-
dienst zu richten. 

Eine planungsrechtliche Prüfung ist nicht erfolgt. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Petra Langsdorf 
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Der Hinweis, dass dem Vorhaben aus Sicht der Bergbehörde keine Sachverhalte 
entgegenstehen, wird zur Kenntnis genommen. 
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Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt am Main e.V., 61169 Friedberg 

Stellungnahme vom 24.08.2016 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Hinweis auf Befürchtungen bezüglich der möglichen Erweiterung der Schule 
auf hochwertigen Ackerflächen wird zur Kenntnis genommen. 

 

Die Anregung A 1, den Regionalbauernverband über die zukünftige Entwicklung 
der Europäischen Schule zu informieren, betrifft nicht den Inhalt des Bebauungs-
plans und wird daher außerhalb des Planverfahrens zur Kenntnis genommen. 
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Beschlussvorschläge zu Stellungnahmen  

aus der erneuten Beteiligung gemäß § 4a (3) BauGB 

 

Stand: 21.06.2017 
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Stadt Bad Vilbel: Bebauungsplan "Auf der Scheer - 3. Änderung" 
Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß  
§ 4a (3) BauGB 
 
 
Im Schreiben vom 22.03.2017 wurden mit der Bitte um Stellungnahme bis zum 
21.04.2017 folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange aufgefordert: 

 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement Gelnhausen, 63571 Gelnhausen 

 Kreisausschuss des Wetteraukreises, FD Strukturförderung und Umwelt, 61169 
Friedberg 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Liegenschaftsverwaltung, 61118 Bad Vilbel 

 Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, 
64283 Darmstadt 

 Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt am Main e.V., 61169 Friedberg 

 Regionalverband Frankfurt RheinMain, 60329 Frankfurt am Main 

 Stadtwerke Bad Vilbel GmbH, 61118 Bad Vilbel 

 

 

Keine Stellungnahme abgegeben haben die folgenden Träger öffentlicher Belange: 

 Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt am Main e.V., 61169 Friedberg 

 

 

Keine (neuen) Anregungen oder Hinweise geäußert haben die folgenden Träger öffent-
licher Belange: 

 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement Gelnhausen, 63571 Gelnhausen 

 Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Liegenschaftsverwaltung, 61118 Bad Vilbel 

 Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, 
64283 Darmstadt 

 Regionalverband Frankfurt RheinMain, 60329 Frankfurt am Main 

 Stadtwerke Bad Vilbel GmbH, 61118 Bad Vilbel 

 

 

Anregungen, z.T. mit Hinweisen geäußert haben folgende Träger öffentlicher Belange: 

 Kreisausschuss des Wetteraukreises, FD Strukturförderung und Umwelt, 61169 
Friedberg 
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Stellungnahmen der Öffentlichkeit aus der erneuten Beteiligung  

gemäß § 4a (3) BauGB  

mit Anregungen  und / oder Hinweisen 
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A 1 
(Anre-
gung)

Dr. Tatjana Kaiser, Christian Liebich, Lupinenweg 74, 61118 Bad Vilbel 

Stellungnahme vom 10.04.2017 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Anregung A 1, durch Poller o.Ä. die Nutzung des landwirtschaftlichen Wegs 
für den Schleichverkehr zu verhindern, ist eine verkehrsordnende Maßnahme und 
betrifft nicht den Inhalt des Bebauungsplans und wird daher außerhalb des Verfah-
rens zur Kenntnis genommen.  
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R&R Liegenschaftsverwaltung, Quirinstraße 8, 60599 Frankfurt am Main 

Stellungnahme vom 11.04.2017 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Anregung A 1, durch Poller o.Ä. die Nutzung des landwirtschaftlichen Wegs 
für den Schleichverkehr zu verhindern, ist eine verkehrsordnende Maßnahme und 
betrifft nicht den Inhalt des Bebauungsplans und wird daher außerhalb des Verfah-
rens zur Kenntnis genommen. 
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Katja und Michael Rothermund, Lupinenweg 72, 61118 Bad Vilbel 

Stellungnahme vom 20.04.2017 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Anregung A 1, nicht nur durch Schilder, sondern durch andere Maßnahmen 
die Nutzung des landwirtschaftlichen Wegs für den Schleichverkehr zu verhindern,  
betrifft die Verkehrsordnung und nicht den Inhalt des Bebauungsplans. Sie wird 
daher außerhalb des Verfahrens zur Kenntnis genommen. 
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A 2 
Der Anregung A 2, den Zaun an der Grenze des Schulgeländes zum Wohngebiet 
bis zum Weg zu verlängern, ist auf planungsrechtlicher Ebene durch die Festset-
zung zu Einfriedungen bereits entsprochen worden. 
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Stellungnahmen der Behörden aus der erneuten Beteiligung  

gemäß § 4a (3) BauGB  

mit Anregungen und / oder Hinweisen  
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(Hinweis)

Kreisausschuss des Wetteraukreises, 61169 Friedberg 

Stellungnahme vom 18.04.2017 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Naturschutz und Landschaftspflege: 

Der Hinweis, die Stellplatzanlage mit Bäumen zu bepflanzen, wird zur Kenntnis 
genommen.   
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A 1 
(Anre-
gung) 

H 

Die Anregung A 1, die Begründung anzupassen, wird zur Kenntnis genommen. 

Hier liegt ein Missverständnis vor: Es wurde sowohl die Begründung zur ursprüng-
lichen Planung als auch die Begründung zur geänderten Planung den Planunterla-
gen beigefügt. Die Anregung berücksichtigt aber nur die Begründung zur ursprüng-
lichen Planung. Zum Satzungsbeschluss werden die Begründungen inhaltlich zu-
sammengeführt. 

 

Der Hinweis, dass der landwirtschaftliche Weg nicht der Erschließung der vorge-
sehenen Stellplätze dienen könne, wird zum Anlass genommen, die Festsetzung 
durch eine Klarstellung zu ergänzen: Die Festsetzung wird in einem Teilbereich er-
gänzt durch ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für Anlieger.  

Damit wird sowohl der Funktion des Wegs in seiner Hauptaufgabe als landwirt-
schaftlicher Weg, als auch in seiner zusätzlichen Aufgabe, in einem Teilbereich als 
Erschließung für die anliegenden Schulflächen zu dienen, Rechnung getragen. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

hier noch eine Ergänzung zu unserer Stellungnahme vom letzten Mittwoch. 

Archäologische Denkmalpflege – Herr Dr. Jörg Lindenthal: 

Gegen den vorgesehenen Bebauungsplan werden seitens der Archäologi-
schen Denkmalpflege Wetterau folgende Änderungswünsche vorgebracht. 
Der Hinweis zur Archäologischen Denkmalpflege ist dem neuen HDScHG 
wie folgt anzupassen: 

Zur Sicherung von Bodendenkmälern ist ein Hinweis auf § 21 HDSchG wie 
folgt aufzunehmen: 

„Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem 
Landesamt für Denkmalpflege, hessenARCHÄOLOGIE, oder der Archäolo-
gischen Denkmalpflege des Wetteraukreises, unverzüglich anzuzeigen.“ 

Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu 
den öffentlichen Belangen der Archäologischen Denkmalpflege. Eine ge-
sonderte Stellungnahme zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und 
der Baudenkmalpflege behält sich die Untere Denkmalschutzbehörde 
bzw. die Denkmalfachbehörde vor.  

Mit freundlichen Grüßen 

Louise Moder 

Kreisausschuss des Wetteraukreises 
Fachdienst 4.1 
Strukturförderung und Umwelt 
Europaplatz 

61169 Friedberg 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A 1 

 

H 

 

Kreisausschuss des Wetteraukreises, 61169 Friedberg 

Stellungnahme vom 25.04.2017 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Anregung A 1, die Formulierung zum Hessischen Denkmalschutzgesetz an-
zupassen, wird gefolgt. 

Der Hinweis im Bebauungsplan wird entsprechend geändert. 

 

Der Hinweis zum Inhalt der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 



 

 Vorlagen-Nummer: 2017/104 

  

Dienststelle: 60 FB Technische Dienste / Bauwesen Bad Vilbel, 22.06.2017 
Sachbearbeiter / in: Herr Biermann 
 
Vorlage für: 

Magistrat 31.07.2017 

Ortsbeirat Dortelweil 30.08.2017 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 05.09.2017 

Stadtverordnetenversammlung 12.09.2017 
 
Betreff 
 

b) Beschlussfassung als Satzung gemäß §10 BauGB 
 

 
Sachverhalt / Begründung 

Nachdem über die während der Offenlage fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen sowie den fristgerecht 
eingegangenen Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TÖB) die 
Beschlussfassung durch die Stadtverordnetenversammlung erfolgte, kann der Bebauungsplanentwurf als Sat-
zung beschlossen werden. 
Gleichzeitig werden die Landessrechtlichen Festsetzungen gemäß § 81 Hess. Bauordnung (HBO) und  gem. § 
37 (4) Hess. Wassergesetz als Satzung beschlossen. 
 
 

Beschlussvorschlag 
 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) den Bebauungsplanentwurf 
3. Änderung „Auf der Scheer“ in Bad Vilbel - Dortelweil, Gemarkung Dortelweil bestehend aus Planzeichnung, 
textlichen Festsetzungen und Begründung, als Satzung. Gleichzeitig werden die landessrechtlichen Festsetzun-
gen nach § 81 Hess. Bauordnung (HBO) und  nach § 37 (4) Hess. Wassergesetz als Satzung beschlossen. 
 
 

 
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 

 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 

HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       

                  Kostenart       Kostenträger       
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 

 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter)  (Fachbereichsleiter / Dezernent ) 
 



 

 Vorlagen-Nummer: 2017/144 

  

Dienststelle: 60 FB Technische Dienste / Bauwesen Bad Vilbel, 17.08.2017 
Sachbearbeiter / in: Erster Stadtrat Wysocki 
 
Vorlage für: 

Magistrat 21.08.2017 

Ortsbeirat Dortelweil 30.08.2017 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 05.09.2017 

Stadtverordnetenversammlung 12.09.2017 
 
Betreff 
 

Aufstellung des Bebauungsplanes "Lehnfurther Weg" in Bad Vilbel, Gemarkung Dortelweil nach dem 
Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB 
 

 
Sachverhalt / Begründung 

 
Südlich des geplanten Bebauungsplangebietes existiert ein allgemeines Wohngebiet mit vorwiegend Einzel-, 

Doppelhausbebauung und Hausgruppen. Die Bebauung östlich des Friedhofs und nördlich des Wohngebietes 

am Lehnfurther Weg bedarf einer Bauleitplanung.  

 

Der Bereich ist Bestandteil des Außenbereichs und hat eine Fläche von  1.765 m², sodass das beschleunigte 

Verfahren für die Bauleitplanung nach § 13 b BauGB angewandt werden kann.  

 

Eine Bauleitplanung ist erforderlich, da nördlich des Lehnfurther Wegs noch keine städtebauliche Struktur 

gebildet hat und somit eine Ergänzung nach § 34 BauGB nicht zugelassen werden kann. Gemäß § 1 Absatz 1 

BauGB ist Aufgabe der Bauleitplanung, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 

nach Maßgabe dieses Gesetzbuches vorzubereiten und zu leiten. Gemäß § 1 (3) haben die Gemeinden die 

Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.  

 

Vorgesehen ist eine Nutzung als allgemeines Wohngebiet (WA). Im Süden und Westen ist landwirtschaftliche 

Fläche vorhanden. 

 

In der Anlage 1 ist der geplante Geltungsbereich, die durch den neuen Bebauungsplan abgedeckt wird, 

dargestellt. 

 

Die Grundstücke stehen im Eigentum der Stadt Bad Vilbel und sollen mit preiswertem Mietwohnungsbau bebaut 

werden. Es sollen insbesondere Bewohner mit geringerem und mittlerem Einkommen untergebracht werden 

und somit zur Entspannung des Wohnungsmarktes in Bad Vilbel beigetragen werden. 

 

Die Erschließung ist zu ergänzen. 

 

Der regionale Flächennutzungsplan für die Region Frankfurt Rhein-Main stellt Grünfläche dar. Somit ist er 

Flächennutzungsplan für den Geltungsbereich anzupassen. Da die Fläche mit 1.765 m² geringer als 1/2 Hektar 

groß ist, gilt diese aus Sicht der Regionalplanung nicht als raumbedeutsam. Der Flächennutzungsplan wird bei 

der nächsten Fortschreibung berichtigt. 

 
 

Beschlussvorschlag 
 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes 

"Lehnfurther Weg" in Bad Vilbel, Gemarkung Dortelweil im beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB. Die 

Bauleitplanung erfordert keine Umweltprüfung i.S. des § 2 Abs. 4 BauGB, da es sich um ein Gebiet handelt, in 

dem die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im Zusammenhang 

bebaute Ortsteile anschließen. Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Plan (Anlage 1) zeichnerisch 

dargestellt und umfasst Flächen nördlich des Lehnfurther Weges.    
 

 
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 

 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 
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Haushaltsplan 

HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       

                  Kostenart       Kostenträger       
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 

 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter)  (Fachbereichsleiter / Dezernent ) 
 



 

 

 

Lageplan und Luftbild mit Geltungsbereich zur Aufstellung des BPL 

„Lehnfurther Weg“ in der Gemarkung Dortelweil 

 
 

 

Geltungsbereich des Bpl. 



 

 

 

 

Planungsvorschlag für den Bereich „Lehnfurther Weg“ 
 

 

 

 

 

 

 





 

 Vorlagen-Nummer: 2017/146 

  

Dienststelle: 60 FB Technische Dienste / Bauwesen Bad Vilbel, 17.08.2017 
Sachbearbeiter / in: Stadtrat Wysocki 
 
Vorlage für: 

Magistrat 21.08.2017 

Ortsbeirat Dortelweil 30.08.2017 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 05.09.2017 

Stadtverordnetenversammlung 12.09.2017 
 
Betreff 
 

11. Änderung des Bebauungsplanes "Dortelweil West" in Bad Vilbel, Gemarkung Dortelweil nach dem 
Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
 

 
Sachverhalt / Begründung 

 
Südwestlich des Kreisels Friedberger Straße/Theodor-Heuss-Straße im Geltungsbereich des Bebauungsplans 

„Dortelweil West“ ist entlang der Friedberger Straße ein Gewerbegebiet und entlang der Theodor-Heuss-Straße 

ein Mischgebiet ausgewiesen.  

 

Die Bebauung in diesem Bereich bedarf einer Änderung des Bebauungsplanes. Der Erwerber des 

Grundstückes möchte ein Hotel und Apartments parallel zur Friedberger Straße errichten und die Restfläche mit 

Wohnungen beplanen.   

 

Notwendig ist die Modifizierung der Art der Nutzung und der Geschossigkeit. Vorgesehen sind etwa 75 % für 

Wohnen und 25 % für nicht störende gewerbliche Nutzungen (Hotel und Restaurant).  

 

Die Durchführung der Änderung des Bebauungsplanes soll im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB 

erfolgen. Durch die Änderungsplanung soll die städtebauliche Struktur zwischen Rathaus und der Europäischen 

Schule gesichert werden.  

 

Gemäß § 1 Absatz 1 BauGB ist Aufgabe der Bauleitplanung, die bauliche und sonstige Nutzung der 

Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuches vorzubereiten und zu leiten. Gemäß § 1 (3) 

haben die Gemeinden die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung 

und Ordnung erforderlich ist.  

 

Vorgesehen ist entlang der Friedberger Straße nicht störendes Gewerbe und Apartments (Mischgebiet MI)  

sowie für die Restfläche die Nutzung als allgemeines Wohngebiet (WA). Westlich der Änderungsfläche ist 

allgemeines Wohngebiet ausgewiesen. Im Süden schließt sich das Rathaus (Gemeinbedarf) an. Im Osten liegt 

ein Gewerbegebiet mit vorwiegender Büronutzung und im Norden befindet sich die Europäische Schule 

(Gemeinbedarf). 

 

In der Anlage 1 ist der geplante Geltungsbereich, die durch die Bebauungsplanänderung abgedeckt wird, 

dargestellt. 

 

Die Grundstücke stehen im Eigentum der Stadt Bad Vilbel und werden einem Investor für die Realisierung 

insbesondere der Hotelnutzung zur Verfügung gestellt. Unmittelbar am Kreisel soll die Hotelnutzung erfolgen. 

Daran anschließend ist jeweils Wohnen vorgesehen. Somit wird ein Beitrag zur Entspannung des 

Wohnungsmarktes in Bad Vilbel geleistet. 

 

Die Erschließung ist überwiegend vorhanden und bedarfsgerecht zu ergänzen. 

 

Der regionale Flächennutzungsplan für die Region Frankfurt Rhein-Main stellt entlang der Friedberger Straße 

Gewerbegebiet und entlang der Theodor-Heuss-Straße für den betroffenen Bereich Mischgebiet dar. Somit ist 

der Flächennutzungsplan für den Geltungsbereich teilweise anzupassen. Die fachtechnischen Untersuchungen 

(zum Beispiel für Schallschutz und Verkehr) sind Rahmen der Bauleitplanung zu veranlassen. 
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Beschlussvorschlag 
 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 BauGB die 11. Änderung des Bebauungsplanes 

"Dortelweil West" in Bad Vilbel, Gemarkung Dortelweil im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB. Der 

Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Plan (Anlage 1) zeichnerisch dargestellt und umfasst Flächen westlich 

der Friedberger Straße und südlich der Theodor-Heuss-Straße.    

 

 
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 

 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 

HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       

                  Kostenart       Kostenträger       
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 

 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter)  (Fachbereichsleiter / Dezernent ) 
 



 

 

 

 

Lageplan und Luftbild mit Geltungsbereich zur  11. Änderung des 

Bebauungsplans „Dortelweil West“ in der Gemarkung Dortelweil 

 
 

  

Geltungsbereich des Bpl. 



 

 

 

 

 

 

 
 

 

Geltungsbereich des Bpl. 



 

 Vorlagen-Nummer: 2017/151 

  

Dienststelle: 60 FB Technische Dienste / Bauwesen Bad Vilbel, 17.08.2017 
Sachbearbeiter / in: Stadtrat Wysocki 
 
Vorlage für: 

Magistrat 21.08.2017 

Ortsbeirat Massenheim 31.08.2017 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 05.09.2017 

Stadtverordnetenversammlung 12.09.2017 
 
Betreff 
 

1. Änderung des Bebauungsplanes "Auf dem Harheimer Weg" in Bad Vilbel, Gemarkung Massenheim 
nach dem Baugesetzbuch (BauGB); 
hier: Beschluss über die Aufstellung gemäß § 2 BauGB im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB 
 

 
Sachverhalt / Begründung 

 
Im südwestlichen Bereich des Bebauungsplangebietes „Auf dem Harheimer Weg“ ist eine 
Friedhofserweiterungsfläche ausgewiesen. Im Süden ist außerdem ein Parkplatz für Pkw vorgesehen. Im 
Norden schließt sich ein allgemeines Wohngebiet mit vorwiegend Einzel-, Doppelhausbebauung und 
Hausgruppen an. Weiterhin ist eine Kirche als Gemeinbedarfsfläche festgesetzt. Im Süden und Westen ist 
landwirtschaftliche Fläche vorhanden. 

Die Friedhofserweiterungsfläche wird nicht mehr benötigt und soll in eine Wohnbaufläche umgewidmet werden. 
Vorgesehen ist eine Nutzung als allgemeines Wohngebiet (WA). Die Änderung der Gebietsausweisung südlich 
des Harheimer Weges bedarf einer Bauleitplanung. Eine Bauleitplanung ist erforderlich, da sich südlich der 
bestehenden Bebauung am Harheimer Weg noch keine städtebauliche Struktur gebildet hat und somit eine 
Ergänzung nach § 34 BauGB nicht zugelassen werden kann. Gemäß § 1 Abs. 1 BauGB ist Aufgabe der 
Bauleitplanung, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses 
Gesetzbuches vorzubereiten und zu leiten. Gemäß § 1 Abs. 3 haben die Gemeinden die Bauleitpläne 
aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.  

Das Grundstück, dass sich im Eigentum der Stadt Bad Vilbel befindet, ist mit einer besonderen Grünfläche 
(Friedhofserweiterung) überplant und hat eine Fläche von 9.961 m²und soll einer Wohnnutzung zugeführt 
werden. Hier sollen Wohngebäude mit preiswertem Mietwohnungsbau errichtet werden. Diese sollen 
insbesondere Bewohner mit geringerem und mittlerem Einkommen zur Verfügung stehen.  Damit soll zur 
Entspannung des Wohnungsmarktes in Bad Vilbel beigetragen werden. Darüber hinaus sollen kleinere 
Grundstücke gebildet werden, die der Bad Vilbeler Bevölkerung unter Berücksichtigung des ehrenamtlichen 
Engagements (z. B.  ehrenamtliches Feuerwehrwesen) angeboten werden sollen. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB durch die 
Einbeziehung von nicht bebauten Flächen. Das betroffene Grundstück ist Bestandteil eines Bebauungsplanes 
nach § 30 BauGB, gilt jedoch nicht als Baufläche im Sinne der Baunutzungsverordnung. Mit dem 
Planungsgebiet wird eine Grundfläche von weniger als 10.000 m² im Sinne des § 13a Abs. 1 Satz 2 BauGB 
ausgewiesen. Somit sind die Voraussetzungen zur Aufstellung des Bebauungsplanes im beschleunigten 
Verfahren nach § 13b gegeben. Es wird darauf hingewiesen, dass die Aufstellung des Bebauungsplanes ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt wird. 

Die Anwendungsvoraussetzungen für ein beschleunigtes Aufstellungsverfahren nach § 13b liegen vor, da: 

 das Gebiet an den Innenbereich angrenzt 
 die Grundfläche der Bebauung unter 1 ha liegt 
 für das Vorhaben nach Anlage 1 UVPG keine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung besteht 
 keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nummer 7 Buchstabe b BauGB 

genannten Schutzgüter vorliegen. 
Das Plangebiet für die Änderung beträgt etwa 17.000 m² (Geltungsbereich des Bebauungsplans). Davon 
entfallen 9.961 m² auf die zukünftige Wohnbaufläche, 5.039 m² auf die bestehende Gemeinbedarfsfläche 
(Kirche) und etwa 2.000 m² auf Straßenflächen. Die nach § 13b BauGB relevante Baufläche beträgt ca. 7.970 
m² unter Berücksichtigung der maximal zulässigen Ausnutzung für die GRZ gemäß BauNVO von 0,8. Somit 
sind die Voraussetzungen des § 13b in Verbindung mit § 13a Abs. 1 Satz 2 BauGB von maximal 10.000 m² 
Baufläche eingehalten. In der Anlage 1 ist der geplante Geltungsbereich,  der durch die 
Bebauungsplanänderung abgedeckt wird, dargestellt. 

Die Erschließung ist zu ergänzen. 
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Der regionale Flächennutzungsplan für die Region Frankfurt Rhein-Main stellt Grünfläche-Friedhof dar. Somit ist 
er Flächennutzungsplan für den Änderungsbereich anzupassen. 

 
 

Beschlussvorschlag 
 

 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 1. Änderung des Bebauungsplanes 
"Auf dem Harheimer Weg" in Bad Vilbel, Gemarkung Massenheim im beschleunigten Verfahren nach § 13b. Die 
Bauleitplanung erfordert keine Umweltprüfung i.S. des § 2 Abs. 4 BauGB, da es sich um ein Gebiet handelt, in 
dem die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im Zusammenhang 
bebaute Ortsteile anschließen. Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Plan (Anlage 1) zeichnerisch 
dargestellt und umfasst Flächen südlich der bestehenden Wohnbauflächen am Harheimer Weg.    
 

 
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 

 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 

HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       

                  Kostenart       Kostenträger       
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 

 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter)  (Fachbereichsleiter / Dezernent ) 
 



 

 

 

 

Lageplan und Luftbild mit Geltungsbereich zur  1. Änderung des 

Bebauungsplans „Auf dem Harheimer Weg in der Gemarkung Massenheim 

 
 

 

Geltungsbereich des Bpl. 

Geltungsbereich des Bpl. 





 
Fraktion Bündnis 90 / DIE GRÜNEN, Bad Vilbel, Jens Matthias & Kathrin Anders 
Clemens Breest, Christopher Mallmann, Sascha Nuhn, Jana Peters, Peter Paul 
e-Mail: jens.matthias@gruene-badvilbel.de und kathrin.anders@gruene-badvilbel.de 
Telefon: 0160 / 89 53 510 (Jens Matthias) und 0151 / 152 74 005 (Kathrin Anders) 

 

 

 

Fraktion Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 

Fraktionsleitungsteam 

Jens Matthias & Kathrin Anders 

 
 

20. August 2017 

 

Sehr geehrter Herr Anders, 

die Fraktionen Bündnis 90 / DIE GRÜNEN bittet Sie, folgenden Antrag auf die Tagesordnung des 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss und die Stadtverordnetenversammlung zu setzen.. 

Antrag Nachpflanzungen auf dem Niederberg 

Der Magistrat wird beauftragt, spätestens im Herbst 2018 die in den letzten Jahren gefällten Bäume 
in der in der oberen Rechthienstraße und "Auf dem Niederberg" durch Nachpflanzungen 
auszugleichen. In der Rechthienstraße sind große Lücken zwischen den Bäumen 04133 und 04150, 
"Auf dem Niederberg" zwischen den Bäumen 04096 und 04117 (Etwa Haus-Nr. 4 bis 14) entstanden. 

Die FLL Richtlinie soll situationsgerecht beachtet werden. Außerdem soll mindestens eine 
Entwicklungspflege gem. DIN 18919 für 3 Jahre, besser 5 Jahre, vergeben werden, damit die Verluste 
beim Anwachsen gering gehalten werden. 

Begründung: 

Die Anwohner*innen wünschen weit überwiegend die Bepflanzung und Wiederherstellung des 
Straßenbildes. Einige hatten sich deshalb bereits an Herrn Agel gewandt, weil sie über die 
Entwicklung der letzten Jahre besorgt sind. 
Die dichte Säumung von Straßenbäumen auf je einer Straßenseite wird das Kleinklima im bereits 
eintretenden Anstieg der Temperaturen verbessern. Eine Nachpflanzung hat somit auch für die 
Tierwelt positive Wirkung. Zudem haben sich Hahnendorn und Zierkirsche unter den Gegebenheiten 
dieses Bereichs ausgesprochen bewährt und fachgerechte Nachpflanzungen in den vorhandenen 
Beeten sind ohne großen Aufwand umzusetzen. Da es unter den Zierkirschen Arten gibt, die keine 
Früchte tragen und Anwohner herabgefallene Früchte als störend empfinden, sollten solche 
Zierkirschen ausgewählt werden. 
Die Nachpflanzungen sollen so gestaltet werden, dass durch die Wiederherstellung des Straßenbildes 
eine Aufwertung erfolgt. Als Bäume sollen ausschließlich Bäume II. Ordnung (Kleinbäume, die etwa 6-
8 m groß werden) ausgewählt werden, die ideal für die schmalen Beete geeignet sind.  
Um dem Einwand teurer Tiefbauarbeiten Rechnung zu tragen und den Vorteil geringer 
Wurzelausbreitung z.B. des Hahnensporn-Weißdorns zu nutzen, sollten die Baumstümpfe 1 m tief 
herausgefräst und danach etwa 1 m3 Boden gegen substrathaltigen gem. FLL-Richtlinie getauscht 
werden.  

Mit freundlichen Grüßen 

Jens Matthias & Kathrin Anders 

mailto:jens.matthias@gruene-badvilbel
mailto:kathrin.anders@gruene-badvilbel.de
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Fraktion Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 

Fraktionsleitungsteam 

Jens Matthias & Kathrin Anders 

 
 

20. August 2017 

 

Sehr geehrter Herr Anders, 

die Fraktionen Bündnis 90 / DIE GRÜNEN bittet Sie, folgenden Antrag auf die Tagesordnung des 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss und die Stadtverordnetenversammlung zu setzen.. 

Antrag Nachpflanzungen auf dem Niederberg 

Der Magistrat wird beauftragt, spätestens im Herbst 2018 die in den letzten Jahren gefällten Bäume 
in der in der oberen Rechthienstraße und "Auf dem Niederberg" durch Nachpflanzungen 
auszugleichen. In der Rechthienstraße sind große Lücken zwischen den Bäumen 04133 und 04150, 
"Auf dem Niederberg" zwischen den Bäumen 04096 und 04117 (Etwa Haus-Nr. 4 bis 14) entstanden. 

Die FLL Richtlinie soll situationsgerecht beachtet werden. Außerdem soll mindestens eine 
Entwicklungspflege gem. DIN 18919 für 3 Jahre, besser 5 Jahre, vergeben werden, damit die Verluste 
beim Anwachsen gering gehalten werden. 

Begründung: 

Die Anwohner*innen wünschen weit überwiegend die Bepflanzung und Wiederherstellung des 
Straßenbildes. Einige hatten sich deshalb bereits an Herrn Agel gewandt, weil sie über die 
Entwicklung der letzten Jahre besorgt sind. 
Die dichte Säumung von Straßenbäumen auf je einer Straßenseite wird das Kleinklima im bereits 
eintretenden Anstieg der Temperaturen verbessern. Eine Nachpflanzung hat somit auch für die 
Tierwelt positive Wirkung. Zudem haben sich Hahnendorn und Zierkirsche unter den Gegebenheiten 
dieses Bereichs ausgesprochen bewährt und fachgerechte Nachpflanzungen in den vorhandenen 
Beeten sind ohne großen Aufwand umzusetzen. Da es unter den Zierkirschen Arten gibt, die keine 
Früchte tragen und Anwohner herabgefallene Früchte als störend empfinden, sollten solche 
Zierkirschen ausgewählt werden. 
Die Nachpflanzungen sollen so gestaltet werden, dass durch die Wiederherstellung des Straßenbildes 
eine Aufwertung erfolgt. Als Bäume sollen ausschließlich Bäume II. Ordnung (Kleinbäume, die etwa 6-
8 m groß werden) ausgewählt werden, die ideal für die schmalen Beete geeignet sind.  
Um dem Einwand teurer Tiefbauarbeiten Rechnung zu tragen und den Vorteil geringer 
Wurzelausbreitung z.B. des Hahnensporn-Weißdorns zu nutzen, sollten die Baumstümpfe 1 m tief 
herausgefräst und danach etwa 1 m3 Boden gegen substrathaltigen gem. FLL-Richtlinie getauscht 
werden.  

Mit freundlichen Grüßen 

Jens Matthias & Kathrin Anders 
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Herr Stadtverordnetenvorsteher Bad Vilbel, 22. August 2017 
Herbert Anders 
Rathaus  
 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 
 

Sehr geehrter Herr Anders, 

wir möchten Sie bitten folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Stadtverordnetenver-
sammlung am 12. September 2017 zu setzen. Der Antrag soll bitte zuerst im Haupt- und 
Finanzausschuss beraten werden. Als Redezeit beantragen wir eine Gesamtredezeit von 
40 Minuten. 

 
Wahlversprechen einhalten – Schulschwimmen sichern 

Der Magistrat wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass es zu keiner Schließung des 
alten Hallenbades kommt, bevor das neue Hallenbad eröffnet werden kann. Sollte das Ver-
sprechen des Bürgermeisters, dass es zu keiner Vakanz in der Frage des Hallenbads 
kommt, nicht mehr einzuhalten sein, da ansonsten der geplanten Vorhaben Hessentag und 
Neubau/Umbau Kurhaus nicht umgesetzt werden können, wird der Magistrat aufgefordert, 
dafür Sorge zu tragen, dass die Vakanz zwischen alten und neuen Hallenbad nicht länger als 
drei Monate dauert. Des Weiteren wird der Magistrat aufgefordert bis zu der Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung am 07. November 2017 ein konkretes Konzept vorzulegen, 
wie das Schulschwimmen der Bad Vilbeler Schulen, sollte es zu einer Vakanz kommen, or-
ganisiert werden soll. 
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Begründung:  

 Entgegen dem seit Jahren geltenden und stets wiederholten Versprechen, dass das alte 
Hallenbad nicht vor Eröffnung eines neuen schließen werde, haben die Bad Vilbeler Bevöl-
kerung und auch die Stadtverordneten aus der Zeitung erfahren müssen, dass dieses Ver-
sprechen nicht gehalten werden kann. Mit dem Antrag soll sichergestellt werden, dass der 
Magistrat wenigstens alles ihm Mögliche unternehmen soll, um für einen möglichst reibungs-
losen Übergang zu sorgen. Zum Zeitpunkt unserer Pressemeldung und der Einreichung des 
Antrags hat sich der Magistrat nicht zu diesem Problem geäußert. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 

 

Christian Kühl 

Fraktionsvorsitzender 
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Herr Stadtverordnetenvorsteher Bad Vilbel, 22. August 2017 
Herbert Anders 
Rathaus  
 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 
 

Sehr geehrter Herr Anders, 

wir möchten Sie bitten folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Stadtverordnetenver-
sammlung am 12. September 2017 zu setzen. Der Antrag soll bitte zuerst im Plan,- Bau und 
Umweltausschuss beraten werden. Als Redezeit beantragen wir eine Gesamtredezeit von 
40 Minuten. 

 

 
Antrag Beschaffung von mobilen Fahrradabstellplätzen 
 
Der Magistrat wir aufgefordert mobile Fahrradabstellanlagen zu beschaffen, die bei Spitzen-
bedarf eingesetzt werden können (Veranstaltungen, Bahnhöfe in der Sommerzeit) und für 
testweise Installationen an Stellen, an denen Bedarf vermutet wird. 
Dabei sollte auf leichten Transport und Aufbau und geringen Platzbedarf bei der Lagerung 
geachtet werden. Sollten die Erfahrungen mit den bei den Burgfestspielen genutzten Anla-
gen positiv sein, kann natürlich auf diese Modelle zurückgegriffen werden 
Zunächst sollten 150 mobile Stellplätze beschafft werden. 
Auch vorhandene alte Anlagen sollten in einem verwendungsfähigen Zustand gehalten wer-
den, z.B. in der Dieselstraße. 
Bei Neubau ist zu prüfen, ob die alten Anlagen noch weiterverwendet werden können, zu-
mindest für den Spitzenbedarf. So hätten die mittlerweile abgebauten alten Anlagen am 
Südbahnhof teilweise bis zum Wintereinbruch noch installiert bleiben können. 
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Begründung 
Es gibt einen unbestrittenen Bedarf weiterer, sicherer Fahrradabstellanlagen. Mobile Anla-
gen können den Spitzendarf decken, Entlastung bei Baumaßnahmen schaffen und bei der 
Bedarfsermittlung helfen, wo dauerhafte, auch kleinere Anlagen benötigt werden. Das kön-
nen zum Beispiel stark frequentierte Bushaltstellen sein. Gerade für den geplanten Hessen-
tag oder für Veranstaltungen wie den Bad Vilbeler Markt und den Weihnachtsmarkt wäre ein 
solche Anschaffung sehr sinnvoll. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 

 

Christian Kühl 

Fraktionsvorsitzender 
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Herr Stadtverordnetenvorsteher Bad Vilbel, 22. August 2017 
Herbert Anders 
Rathaus  
 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 
 

Sehr geehrter Herr Anders, 

wir möchten Sie bitten folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Stadtverordnetenver-
sammlung am 12. September 2017 zu setzen. Der Antrag soll bitte zuerst im Sozialaus-
schuss beraten werden. Als Redezeit beantragen wir eine Gesamtredezeit von 40 Minuten. 

 

 
Der Magistrat der Stadt Bad Vilbel wird beauftragt,  
 

1. Die Situation von Flüchtlingen in Bad Vilbel im Sozialausschuss vorzustellen.  
2. Dazu sollen Vertreter des Vereins „Flüchtlingshilfe – Willkommen in Bad Vilbel e.V.“ 

eingeladen werden. Diese sollen von Ihren Erfahrungen berichten. 
3. Der Sozialausschuss soll die Ergebnisse diskutieren und ggf. Anträge, Empfehlungen 

oder Vorschläge für weiteres Handeln formulieren. 

 
 
Begründung:  
2015, auf dem Hohepunkt der Zuwanderung von Flüchtlingen nach Deutschland hat die 
Stadt Bad Vilbel schnell reagiert und die neuen Mitglieder unserer Stadt willkommen gehei-
ßen. Einen sehr großen Anteil an dieser damals zu recht gelobten Willkommenskultur hatten 
die ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer in unserer Stadt. Dies hat sich bis heute nicht 
geändert. 

 

Die Berichterstattung der letzten Wochen zeigt aber, dass die Bedarfe sich verändert haben 
und insbesondere die im Verein „Flüchtlingshilfe – Willkommen in Bad Vilbel e.V.“ organisier-
ten Helferinnen und Helfer von Herausforderungen stehen, die sie ohne Unterstützung von 
Seiten der Politik nicht gewältigen können. 
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Es ist für die städtischen Gremien wichtig zu erfahren, wo die neuen Herausforderungen lie-
gen, welchen politische Instanz ggf. zuständig ist und in welcher Weise hier Abhilfe geschaf-
fen werden kann. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 

 

Christian Kühl 

Fraktionsvorsitzender 
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Sehr geehrter Herr Anders, 

wir möchten Sie bitten folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Stadtverordnetenver-
sammlung am 12. September 2017 zu setzen. Der Antrag soll bitte zuerst im Plan-, Bau- 
und Umweltausschuss beraten werden. Als Redezeit beantragen wir eine Gesamtredezeit 
von 40 Minuten. 

 
Bereitstellung eines städtischen Grundstücks für die Genossenschaft Bauen und 
Wohnen (GBW) 

Der Magistrat wird aufgefordert, der GBW ein Grundstück zur Verfügung zu stellen, damit 
diese ihrem satzungsgemäßen Auftrag folgen kann und Wohnungen für Menschen mit ge-
ringem Einkommen realisieren kann.  

Begründung:  

Die GBW hat seit Jahren keine Wohnungen mehr gebaut. Der Frankfurter Rundschau vom 
21. Juli 2017 war zu entnehmen, dass die GBW in Bad Vilbel keine bezahlbaren Flächen 
findet, um geförderte Wohnungen zu errichten und Eigentümerwechsel häufig zu „Luxussa-
nierungen“ führen und langjährige Mieter/innen ausziehen müssen. 

Da die Stadt Mitglied der GBW ist, soll sie ihre Möglichkeiten nutzen, dass die GBW ihren 
Satzungsauftrag erfüllen kann, nämlich für eine „gute, sichere und sozial verantwortbare 
Wohnraumversorgung zu sorgen.“ Die in jüngster Vergangenheit verkauften städtischen 
Grundstücke sind zu m² -Preisen verkauft worden, die weder für normalverdienende Be-
schäftigte noch für Menschen mit Wohnberechtigungsschein (Geringverdiener/innen, Bezie-
her von Sozialleistungen oder anerkannte Geflüchtete) zu bezahlen sind. Einem Artikel aus 
der Frankfurter Neue Presse vom 19. August 2017 ist zu entnehmen, dass die Stadt drei 
Grundstücke für Wohnungen für Menschen mit niedrigem und mittlerem Einkommen zur Ver-
fügung stellen möchte. Dies wäre eine sehr gute Gelegenheit, mindestens eins dieser 
Grundstücke der GBW zur Verfügung zu stellen. 
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Fraktionsvorsitzender 
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Herr Stadtverordnetenvorsteher Bad Vilbel, 22. August 2017 
Herbert Anders 
Rathaus  
 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 
 

Sehr geehrter Herr Anders, 

wir möchten Sie bitten folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Stadtverordnetenver-
sammlung am 12. September 2017 zu setzen. Der Antrag soll bitte zuerst im Plan-, Bau- 
und Umweltausschuss beraten werden. Als Redezeit beantragen wir eine Gesamtredezeit 
von 40 Minuten. 

 
Bereitstellung eines städtischen Grundstücks für die Genossenschaft Bauen und 
Wohnen (GBW) 

Der Magistrat wird aufgefordert, der GBW ein Grundstück zur Verfügung zu stellen, damit 
diese ihrem satzungsgemäßen Auftrag folgen kann und Wohnungen für Menschen mit ge-
ringem Einkommen realisieren kann.  

Begründung:  

Die GBW hat seit Jahren keine Wohnungen mehr gebaut. Der Frankfurter Rundschau vom 
21. Juli 2017 war zu entnehmen, dass die GBW in Bad Vilbel keine bezahlbaren Flächen 
findet, um geförderte Wohnungen zu errichten und Eigentümerwechsel häufig zu „Luxussa-
nierungen“ führen und langjährige Mieter/innen ausziehen müssen. 

Da die Stadt Mitglied der GBW ist, soll sie ihre Möglichkeiten nutzen, dass die GBW ihren 
Satzungsauftrag erfüllen kann, nämlich für eine „gute, sichere und sozial verantwortbare 
Wohnraumversorgung zu sorgen.“ Die in jüngster Vergangenheit verkauften städtischen 
Grundstücke sind zu m² -Preisen verkauft worden, die weder für normalverdienende Be-
schäftigte noch für Menschen mit Wohnberechtigungsschein (Geringverdiener/innen, Bezie-
her von Sozialleistungen oder anerkannte Geflüchtete) zu bezahlen sind. Einem Artikel aus 
der Frankfurter Neue Presse vom 19. August 2017 ist zu entnehmen, dass die Stadt drei 
Grundstücke für Wohnungen für Menschen mit niedrigem und mittlerem Einkommen zur Ver-
fügung stellen möchte. Dies wäre eine sehr gute Gelegenheit, mindestens eins dieser 
Grundstücke der GBW zur Verfügung zu stellen. 

 

http://www.spd/


 

 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Ortsverein Bad Vilbel 

Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung Seite 2 
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Christian Kühl 

Fraktionsvorsitzender 
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